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Verminderung 	�  S. 10-17
Wo Kohle, Öl, Benzin oder Gas ver-
brannt werden, entstehen Schadstof-
fe. Um diese zu reduzieren und die 
Klimaziele zu erreichen, gibt es eine 
Reihe von Möglichkeiten. Eine Auf-
gabe auch für die Landespolitik.

Verteidigung 	�  S. 4
Einig waren sich die Fraktionen an-
gesichts der Kommunalwahlergeb-
nisse, dass man gegen Rechtsextre-
me vorgehen müsse. Kontroversen 
gab es über einen Bericht zu gewalt-
samen Vorfällen in Dortmund.

Erhöhung 	�  S. 3
Die Abstufungen müssten lediglich 
weniger groß ausfallen, folgerte die 
Regierung aus dem Urteil zur ge-
staffelten Anhebung der Beamten-
besoldung. Die Opposition dagegen 
warf ihr Verfassungsbruch vor.

Einigung 	�  S. 7, 22
Nun ist er unter Dach und Fach: 
Der Kompromiss zwischen Landes-
regierung und Kommunen über die 
Kosten für das inklusive, gemeinsa-
me Lernen behinderter und nicht-
behinderter Kinder ist beschlossen.
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erreichen, erläuterten Fachleute in dem Unterausschuss des Landtags, der 
für den Klimaschutzplan NRW zuständig ist. Man kann Strom dezentral 
produzieren und doch zentral bedarfsgerecht steuern (S. 12). Für Zeiten 
ohne Sonne und Wind lässt sich die Energie in großen Anlagen speichern 
(S. 13). Ausserdem kann man sein benzin- oder dieselbetriebenes Auto 
gegen ein Modell eintauschen, das auf Strombasis fährt (S. 16). Und dann 
gibt es auch noch die Möglichkeit, den öffentlichen Nahverkehr zu nut-
zen und so einen Beitrag für ein gesundes Klima zu leisten – was aller-
dings eine gewisse Leistungsfähigkeit und Bezahlbarkeit dieses Angebots 
voraussetzt (S. 17, S. 19). Das alles kostet etwas, rechnet sich aber mittel- 
und langfristig, so die Fachleute.

Wandel im Energieland Nr. 1

Der Landtag kümmert sich um all diese Themen. Er erörtert sie im Ple-
num sowie in den Fachausschüssen für Umwelt, Wirtschaft und Verkehr. 
Das Ziel ist, Wirtschaft und Privatpersonen gleichermaßen zu notwendi-
gen Verhaltensänderungen zu bewegen. Denn ohne einen solchen Wandel 
im deutschen Energieland Nr. 1 werden die angestrebten bundesweiten 
und europäischen Klimaziele wohl nicht erreicht werden können.� cw

Mal eben zum Laden, schnell mal was übers Internet bestellen und liefern 
lassen, überhaupt im Internet surfen, in der behaglichen warmen Stu-
be sitzen, die Kaffeemaschine anstellen oder die Mikrowelle: Gleich was 
wir machen, wir brauchen Energie. Diese wird – immer noch – zu einem 
großen Teil von Maschinen geliefert, die fossile Energieträger – Kohle, 
Öl, Gas – verarbeiten. Das heißt in diesem Fall: verbrennen. Damit sind 
nicht nur diese Rohstoffe verloren, sondern über die dabei entstehenden 
Abgase wird auch die Umwelt verschmutzt. 

Welche Folgen der Ausstoß solcher Gase für die Gesundheit von Mensch 
und Tier haben kann, wurde in den industriellen Ballungszentren Europas 
spätestens in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts deutlich. 
Welche Folgen dieser Ausstoß zudem für das Weltklima haben kann, dar-
über ist sich mittlerweile der allergrößte Teil der Wissenschaftler einig: Sie 
befürchten einen Klimawandel, der die Meeresspiegel ansteigen und Teile 
der Erde nicht nur für den Menschen unbewohnbar machen dürfte. Der 
also, um es in der Sprache der Ökonomen auszudrücken, Schäden in Mil-
liardenhöhe verursachen dürfte. Die Zunahme von Extremstürmen, wie 
dem Orkan Ela vor wenigen Wochen in NRW, ist nur ein Indiz dafür.

Unbestritten ist mittlerweile: Wenn man will, kann man etwas da-
gegen tun. So lasse sich zum Beispiel auch mit 100 Prozent erneuer- 
baren Energien eine Versorgungssicherheit auf dem heutigen Standard 
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Keine Nullrunden für Beamte
Schlagabtausch zum Urteil des Verfassungsgerichtshofs
 
2. Juli 2014 – Hitzig zu ging es im Landtag bei der Unterrichtung der Regierung über das Ur-
teil des Verfassungsgerichtshofs zur Beamtenbesoldung. Teile der Opposition bezeichneten die 
Regierung als wiederholte Verfassungsbrecher. Am Vortag hatten die NRW-Verfassungsrichter 
das rot-grüne Vorhaben, die Gehälter der Beamten gestaffelt anzuheben und höhere Beamte zu 
Sparzwecken ganz auszunehmen, für nicht rechtens erklärt. Finanzminister Norbert Walter-
Borjans hatte daraufhin Nachbesserungen angekündigt und eine Haushaltssperre verhängt. 

Das Gericht habe die Überlegung der Regierung 
im Spannungsfeld zwischen Besoldung und 
Schuldenbremse nachvollziehen können und 
stelle die gestaffelte Anpassung nicht infrage, be-
tonte Finanzminister Norbert Walter-Borjans (SPD). „Die 
negative Entscheidung bezieht sich auf die kon-
krete Ausgestaltung“, so der Minister. Nun müsse 
zügig ein neuer Entwurf her. In dem Zusammen-
hang begründete Walter-Borjans die Haushalts-
sperre mit erwartbar höheren Personalkosten 
und geringen finanziellen Spielräumen.  

„Dieser Minister sitzt doch mehr in Müns-
ter vor dem Verfassungsgerichtshof als auf der 
Regierungsbank“, meinte hingegen Armin Laschet 
(CDU). Zudem wiegle dieser das Urteil einfach 
ab, obwohl das Gericht die Regierungspläne als 
evident verfassungswidrig bezeichne, so der 
CDU-Fraktionsvorsitzende. Damit sei einge-
treten, was die Fachleute in der Anhörung vor-
hergesagt hätten. Laschet kritisierte die Landes-
regierung dafür, dass sie das Besoldungsgesetz 
nicht mit den Gewerkschaften besprochen habe. 
Er forderte zudem: Selbst wenn es mühsam sei, 
müsse Rot-Grün endlich mit strukturellen Re-
formen in Nordrhein-Westfalen beginnen.       

Von den zehn unter der Regierung Rüttgers 
als verfassungswidrig erklärten Gesetzen sei 

Rot-Grün noch weit entfernt, konterte Norbert 
Römer (SPD). Er gestand ein, Teile des Besol-
dungsgesetzes seien nicht mit der Verfassung 
vereinbar. Dies beziehe sich aber nur auf die zu 
großen Abstufungen zwischen den Besoldungs-
gruppen. Mit dem Gesetz habe Rot-Grün ver-
sucht, die Gehälter sozial anzupassen und Stel-
len zu erhalten, betonte der SPD-Fraktionschef: 
„Wir sind eben nicht mit der schwarz-gelben 
Kettensäge über die Personalhaushalte gefah-
ren.“ Die Koalition habe die Schuldenbremse 
und notwendige Investitionen gleichermaßen 
im Blick.  

Als „krachende Niederlage“ bezeichnete  
Christian Lindner (FDP) das Urteil – und dies recht-
lich, finanziell wie auch politisch. „Hier gab es 
keine offene, umstrittene Rechtslage“, befand 
Lindner. Die Regierung habe den Verfassungs-
bruch bewusst einkalkuliert. Finanziell stecke 
Rot-Grün nun in einer Einbahnstraße, da sie 
den sozialverträglichen Personalabbau ausge-
setzt habe. Mehr als eine „Mangelverwaltung“ 
sei nicht mehr drin, kritisierte der FDP-Frakti-
onschef angesichts der Haushaltssperre bei „Top-
Konjunktur“. Politisch bestehe die Niederlage 
darin, dass Rot-Grün die Menschen – auch bei 
der Besoldung – gegeneinander ausspiele. 

„Jede Niederlage tut weh“, sagte Reiner Priggen 
(GRÜNE). Doch dürften CDU und FDP nicht 
so tun, als sei ihnen das in Münster nicht pas-
siert. Nach der Sommerpause müsse der neue 
Gesetzentwurf vorliegen, so dass er im Herbst 
verabschiedet werde könne, skizzierte der GRÜ-
NEN-Chef den weiteren Zeitplan. Er stellte fest: 
„Wir werden keine doppelte Nullrunde machen 
können.“ Ebenso sei für die mittleren Besol-
dungsgruppen eine andere Lösung notwendig. 
All das werde nicht funktionieren, ohne Per-
sonal einzusparen, so Priggen. Er sei gespannt 
auf die Diskussion, denn CDU und FDP hielten 
vorgebrachten Spar- meist neue Ausgabenideen 
entgegen.

Variation

Dietmar Schulz (PIRATEN) warf Kraft Wortbruch 
und Verfassungsbruch mit Ansage vor. Noch im 
vergangenen Jahr habe sie versprochen, keine 
weiteren Nullrunden anzusetzen. Wie von ihm 
und Fachleuten angekündigt, sei der Regierung 
das Gesetz nun um die Ohren geflogen. Dabei 
habe es alternative Vorschläge gegeben, auch von 
seiner Fraktion: gemeinsam mit den Beamten-
vertretern zu überlegen, wie die Gesamtsumme 
gerecht auf alle Besoldungsgruppen verteilt wer-
den könne. Zudem kritisierte der Abgeordnete, 
dass Rot-Grün kein Geld für den Fall des nun 
eingetroffenen Urteils zurückgestellt habe – dies 
hätte eine Haushaltssperre verhindern können. 

Das Gesetz sei sozial gerecht, betonte  
Ministerpräsidentin Hannelore Kraft (SPD). Dazu stehe 
sie. Die Meinung vieler Experten, wonach der 
Tarifabschluss der Angestellten eins zu eins auf 
die Beamten hätte übertragen werden müssen, 
bestätige das Urteil nicht. Der Gesetzgeber dürfe, 
so die Richter, bei der Anpassung die Haushalts-
sanierung berücksichtigen und auch bei den ein-
zelnen Besoldungsgruppen variieren.� bra

Abgelehnt
Ein Entschließungsantrag von CDU und FDP (Drs. 16/6206) 
wurde mit der Mehrheit von SPD und GRÜNEN abgelehnt.
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Ministerpräsidentin Hannelore Kraft 
(SPD) und Finanzminister  

Norbert Walter-Borjans (SPD)

Armin Laschet (CDU) Norbert Römer (SPD) Christian Lindner (FDP) Reiner Priggen (GRÜNE) Dietmar Schulz (PIRATEN)
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Streit um Polizeibericht
Uneinig über Formulierungen,  
einig gegen Rechts
 
3. Juli 2014 – Nach den Ausschreitungen am Wahlabend vor dem Dort-
munder Rathaus hat sich der Landtag in einer Aktuellen Stunde mit dem 
teils umstrittenen Polizeibericht befasst. Die CDU warf dem Innenminis- 
ter vor, die Polizeikräfte wegen Drucks aus den Regierungsfraktionen im 
Stich zu lassen. SPD, GRÜNE und PIRATEN forderten die Landesregie-
rung dagegen auf, den Bericht inhaltlich zu korrigieren. Diesem zufolge 
hätten sich Bürgerinnen und Bürger aggressiven Rechtsextremen teils 
gewaltsam in den Weg gestellt, als die Radikalen ins Rathaus einziehen 
wollten. Einig waren sich die Fraktionen in dem Punkt, dass der Rechtsex-
tremismus auf jeder Ebene bekämpft werden müsse – mit den Mitteln des 
Rechtsstaates und der Demokratie.

Die acht Polizeibeamten in Dortmund hätten in 
einer „hoch aggressiven“ Situation die Ruhe be-
wahrt und dadurch eine weitere Eskalation ver-
hindert, lobte der CDU-Abgeordnete Theo Kruse. 
Dafür gebühre ihnen uneingeschränkter Dank 
und Respekt. Dass Innenminister Jäger den Po-
lizeibericht, von dem sich einige Politikerinnen 
und Politiker diffamiert fühlten, jetzt als persön-
liche Schilderung eines Beamten abtue, sei ein 
verheerendes Signal für die Einsatzkräfte. Kruse 
fragte daher: „Stehen Sie als Innenminister dieses 
Landes vollumfänglich zu dem, was Ihre Polizei 
tut, oder schieben Sie die Verantwortung dafür 
auf einen anonymen Einsatzbeamten der Dort-
munder Polizei ab?“   

„Der Bericht wirft mehr Fragen auf, als er 
beantwortet“, kritisierte hingegen Torsten Sommer 
(PIRATEN). Er enthalte bewusste Falschinfor-
mationen und verharmlose die Situation, indem 
er Täter und Opfer gleichstelle. Dabei sei die Ge-
walt ausschließlich von den Nazis in Richtung 
der Menschenkette vor dem Rathaus ausgegan-

genen. Das Ergebnis: zehn Verletzte, darunter die 
Grünen-Abgeordnete Daniela Schneckenburger. 
Sommer warf dem Staatsschutz darüber hinaus 
vor, die Situation falsch eingeschätzt zu haben. 
Sein Fazit zum Bericht: „Es wird versucht, enga-
gierte Demokraten zu verunglimpfen, und rech-
ten Gewalttätern wird mehr Glauben geschenkt 
als der Zivilgesellschaft.“

Täter und Opfer

Auch sie sei dankbar für die Arbeit der ersten 
acht Polizeikräfte vor Ort, unterstrich Nadja Lüders 
(SPD). Es gehe nicht um den Einsatz, sondern die 
Wortwahl und den Duktus des Berichts. „Über die 
Angriffe der Rechten in der Zwischenzeit, die mit 
Gewalt das Rathaus stürmen wollten, ist nichts 
im Bericht beschrieben“, führte die Abgeordnete 
aus. Lüders zeigte sich stolz auf die Demokratin-
nen und Demokraten, die sich den Rechten in 
den Weg gestellt hätten. Der Minister habe im  

Innenausschuss klar gesagt, 
dass er die Kritik am Bericht 
ernst nehme. Seinen Vor-
schlag, den Fall mit der Dort-
munder Polizeiführung zu be-
sprechen, nehme sie gerne an.

„Jeder Bericht kann falsch 
sein“, befand Dr. Robert Orth 
(FDP). In diesem Fall müsse 
der Innenminister das auch 
klar sagen und dürfe die Po-
lizei nicht aus Angst vor der 
politischen Verantwortung im 
Regen stehen lassen. Die fach-
lich Zuständigen des Ministe-
riums hätten den Bericht im 
Ausschuss jedenfalls als sach-
lich richtig bestätigt, so Orth. 
In diesem Zusammenhang 
mahnte er, Gewalt erwidere 
man nicht mit Gewalt – dies 
sei peinlich für die Demokra-
tie: „Ich finde es auch uner-
träglich, dass in Dortmund 
Rechte gewählt wurden und 
ins Rathaus einziehen. Aber 
ich würde keine Gewalt an-
wenden.“ Man hätte die Po-
lizei schlichtweg ihre Arbeit 
machen lassen sollen.   

„Sie verdrehen die Tat-
sachen“, empörte sich Verena 
Schäffer (GRÜNE). In Dort-
mund gebe es bundesweit eine 
der gewaltbereitesten Neo-
naziszenen. Viele Mitglieder 
des verbotenen Nationalen 
Widerstandes tauchten wieder 
in der Partei „Die Rechte“ auf, 
die nun in einigen Bezirksre-
gierungen vertreten sei, so die 
Abgeordnete: „Das ist doch das 

eigentliche Problem, über das wir diskutieren 
müssen.“ Der Kampf gegen Rechts könne nur ge-
meinsam mit der Zivilgesellschaft gelingen. Hin-
sichtlich des Wahlabends warf Schäffer der Poli-
zei vor, die Situation falsch eingeschätzt zu haben. 
Zudem diffamiere der Einsatzbericht Menschen, 
die sich gegen Rechtsextremismus positionierten.  

„In unserer demokratischen Gesellschaft 
darf kein Platz sein für rechtsextremistische 
Gewalt“, stellte Innenminister Ralf Jäger (SPD) klar. 
Es erschrecke ihn, dass deren Anhänger in Par-
lamente und Räte einzögen. Doch: „Bei allen 
Protesten gegen Rechtsextremisten müssen sich 
Demokraten an die demokratischen Gesetze hal-
ten.“ Zwar könne er nachvollziehen, dass sich die 
Menschenkette vor dem Dortmunder Rathaus 
im Recht gesehen habe, aber die Polizei könne 
nur nach Handlungen urteilen. Jäger sagte: „Ich 
stehe zu diesem Bericht.“ Gleichzeitig verstehe er 
die Irritationen. Trotzdem sei dies ein „Wahrneh-
mungsbericht von Einsatzbeamten“ und kein 
„politisches Manifest“.  � bra

Plenum

Torsten Sommer  
(PIRATEN)

Theo Kruse am Redepult und  
Innenminister Ralf Jäger (SPD)

Fotos: Schälte

Nadja Lüders  
(SPD)

Dr. Robert Orth  
(FDP)

Verena Schäffer  
(GRÜNE)

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen über die Abgeordneten zu erhalten!

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01291
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01681
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01572
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01412
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01589
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01589
http://www.mik.nrw.de/ueber-uns/minister.html
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp


Seite  · Landtag Intern 7 /2014

Plenum

Nach dem Sturm ist vor dem Sturm
Landtag berät über Orkantief Ela und dessen Folgen
 
3. Juli 2014 – Anteilnahme mit den Familien der Opfer sowie mit den Verletzten, Respekt vor dem Einsatz von Feuerwehr, Polizei, Technischem 
Hilfswerk, Bundeswehr und Rettungsdiensten, Dank an die unzähligen freiwilligen Helferinnen und Helfer: Dies einte die Fraktionen des Landtags 
bei der Unterrichtung der Landesregierung über das Orkantief Ela, das Anfang Juni Teile von Nordrhein-Westfalen verwüstete. Umstritten dagegen 
war die Frage, inwieweit das Land für die Beseitigung der Schäden mitverantwortlich ist.

Als „verheerend“ bezeichnete Innenminister Ralf  
Jäger (SPD) die Folgen des Unwetters. Nach ers-
ter Einschätzung seien in den Kommunen mate-
rielle Schäden in Höhe von rund 220 Millionen 
Euro entstanden, wobei der größte Teil auf die 
Beseitigung der Schäden an und durch Bäume 
entfalle. Das Land habe einen entsprechenden 
Hilfsfonds eingerichtet. Um den Kommunen 
so objektiv und gerecht wie möglich helfen zu 
können, sei es notwendig, für die Schadenser-
fassung standardisierte Indikatoren und gleiche 
Berechnungsgrundlagen zu erarbeiten. 

Der Sturm Ela habe vor Augen geführt, dass 
auch Nordrhein-Westfalen zukünftig verstärkt 
Starkwetterereignissen ausgeliefert sein werde, 
ergänzte Umweltminister Johannes Remmel (GRÜNE). 
Notwendig sei eine Wiederaufforstung, die dies 
berücksichtige. Remmel warnte vor der weiter-
hin bestehenden Gefahr durch herabfallende 
Äste; das Waldbegehungsverbot müsse ernst 
genommen werden. 

Das bestehende hohe Sicherheitsrisiko 
durch nun austrocknende Äste betonte auch 
Thomas Kufen (CDU). Viele Städte seien durch 
Ela drei- bis viermal härter getroffen worden 
als durch den Orkan Kyrill im Jahr 2007. Ku-
fen lobte die Welle der Hilfsbereitschaft und 
Nachbarschaftshilfe, ausgelöst durch direkte 
Ansprache, E-Mails und soziale Netzwerke im 
Internet. Demgegenüber gebe es landesweit 
kein einheitliches elektronisches Stabführungs-
system für einen solchen Krisenfall. Notwendig 
sei der Ausbau zentraler Ausbildungsmöglich-
keiten für das kommunale Katastrophenma-
nagement. Den betroffenen Kommunen müsse 

durch Land, Bund und – wenn möglich – die 
EU geholfen werden.

Kyrill sei planbar gewesen, Ela nicht, ver-
wies Michael Hübner (SPD) auf die Wucht des 
jüngst plötzlich, dafür aber vergleichsweise 
kurz wütenden Wirbelsturms. Schon allein vor 
diesem Hintergrund seien die Folgen „erschre-
ckend“, so Hübner. So hätten Äste und Bäume 
die Infrastruktur bis in die Kanalisation hinein 
beschädigt. Die betroffenen Kommunen müss-
ten mit zusätzlichem Auswand an Personal und 
Maschinen dagegen vorgehen, wobei sich die 
Kosten je nach Baumtyp und Standort – Allee, 
Parkanlage oder Wald – unterschieden. Dies 
bedeute für sie auch finanziell eine enorme 
Herausforderung. Die Landesregierung habe 
darauf schnell und angemessen reagiert, so der 
SPD-Sprecher.

Erschreckender Schaden

Enttäuscht von der Unterrichtung der Landes-
regierung zeigte sich Dr. Robert Orth (FDP). Trotz 
vieler Worte habe es keine Konkretisierung 
der angebotenen Hilfe gegeben. So herrsche 
Unklarheit über die zur Verfügung stehenden 
Geldmittel, über die Erfassungskriterien und 
vor allem darüber, ob die entwurzelten Bäume 
über Landesmittel ersetzt würden. Bei Kyrill 
habe die damalige schwarz-gelbe Landesre-
gierung umgehend 100 Millionen Euro zur 
Verfügung gestellt. Demgegenüber habe Rot-
Grün nicht angemessen reagiert. Insbesondere 
kritisierte Orth die GRÜNEN-Fraktion. Deren 

Aussage, die Kommunen wollten sich bei der 
Schadensbegleichung „bereichern“, sei eine 
„Frechheit“.

Der Forderung, die Landesregierung müs-
se vollständig für die Kosten der Schadensbe-
seitigung aufkommen, könne diese aus Haus-
haltsgründen nicht nachkommen, so Reiner 
Priggen (GRÜNE). Selbstverständlich sei eine 
Hilfeleistung im Rahmen des Möglichen. Lei-
der sei zu erwarten, dass NRW Schadensereig-
nisse wie dieses zukünftig wohl häufiger erle-
ben werde. Positiv sei, dass die staatlichen und 
privaten Hilfsmaßnahmen insgesamt funkti-
oniert hätten. Mit Blick insbesondere auf die 
Verkehrssysteme sei aber zu untersuchen, in-
wiefern diese für die Zukunft besser gerüstet 
werden könnten. Auch Priggen sprach sich für 
einheitliche Standards bei der Ermittlung der 
materiellen Schäden aus.

Die Beseitigung der Schäden sei eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe, betonte Dietmar 
Schulz (PIRATEN). Vor allem mit Blick auf den 
Baumbestand hätten sie in einigen Städten ein 
Ausmaß erreicht, das für ihn jedes Fassungs-
vermögen übersteige. Deren Beseitigung könne 
teilweise noch Jahre dauern. Es sei gut, dass das 
Land trotz Haushaltssperre eine entsprechen-
de Hilfe zugesagt habe. Es sei notwendig, zügig 
eine Schadensbilanz zu erstellen. Die Kommu-
nen müssten bald wissen, mit welcher Unter-
stützung sie rechnen könnten. Notwendig sei 
ein Gesamtkonzept, das am Ende niemanden 
überfordere. Schulz bezweifelte allerdings die 
von der CDU geforderte stärkere Zentralisie-
rung.� cw
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„Enkelfit“ müsse der Landeshaushalt gestaltet 
werden, meinte Ralf Witzel (FDP) – so der Verfas-
sungsauftrag an die Landesregierung. Diese laufe 
allerdings Gefahr, das vorgegebene Ziel nicht zu 
erreichen. Sowohl der Landesrechnungshof als 
auch zwei Wirtschaftsinstitute kämen zu dem 

Schluss, dass der aktuelle Abbau der jährlichen 
Neuverschuldung nicht ausreiche, um im Jahr 
2020 die Null zu erreichen – und das, obgleich 
Wirtschaftswachstum und sprudelnde Steuer-
einnahmen günstige Rahmendaten böten. Wäh-
rend laut Landesregierung von 2010 bis 2017 die 
Einnahmen von 38 auf 52 Milliarden Euro im 
Jahr stiegen, solle die Aufnahme neuer Schulden 
nur von 4,9 auf 1,4 Milliarden Euro sinken.

Konsolidierung

Eine selektive Wahrnehmung warf dagegen 
SPD-Sprecher Martin Börschel der antragstellen-
den FDP vor. Die Befürchtung der FDP würde 
laut den Wirtschaftsinstituten nur dann eintre-
ten, wenn die Regierung den Ausgabenanstieg 
nicht so begrenze, dass er hinter dem Einnah-
meanstieg zurückbleibe. Dies aber sei sattsam 
bekannt. Des Weiteren müsse auch die Op-
position erkennen, dass es einen Unterschied 
zwischen Finanzplanung und realem Haushalt 

gebe. Börschels Fazit: Die notwendige Konsoli-
dierung könne erreicht werden, wenn die vor-
handenen Pläne eingehalten würden. Im Übri-
gen habe Rot-Grün seit dem Jahr 2010 die von 
Schwarz-Gelb hinterlassene Neuverschuldung 
um mehr als die Hälfte reduziert.

Es gebe Anlass zur Sorge vor einem wirt-
schaftlichen Abschwung, warnte Dr. Marcus  
Optendrenk (CDU). Immerhin sinke der Ifo-Ge-
schäftsklimaindex für NRW im dritten Monat 
in Folge, und eine sinkende Wirtschaftsleis-
tung bedeute sinkende Staatseinnahmen. Die 
Ursachen dafür sei nicht der Strukturwandel, 
sondern ein Strukturproblem: eine zu geringe 
Produktivität und zu wenig Innovation der in 
NRW ansässigen Branchen. Hierauf habe Rot-
Grün keine Antwort, sondern lamentiere über 
den Länderfinanzausgleich. Gleichzeitig wür-
den jegliche strukturelle Reformen blockiert. 
Ein Beispiel sei der Ausbau des Breitbandan-
gebots: Hier investiere NRW 9 Millionen Euro, 
Bayern 400 Millionen Euro jährlich.

Der vorliegende Antrag sei schlichter Un-
sinn, so die Bewertung von Mehrdad Mostofizadeh 
(GRÜNE). Für die Warnung der FDP fehlten 
jegliche Belege. Die Wirtschaftsinstitute hät-
ten vielmehr eine Begrenzung des Ausgaben-
anstiegs eingefordert. Falls man allerdings wie 
CDU und FDP von der Annahme ausgehe, dass 

Nordrhein-Westfalen sich nicht genug anstren-
ge, müsse man eben Einsparvorschläge vorle-
gen. Das Gegenteil sei der Fall: Allein die CDU 
habe bislang Maßnahmen eingefordert, die in 
der Summe eine Haushaltsverschlechterung 
von 2,9 Milliarden Euro bedeuteten. Die Lan-
desregierung konzentriere sich demgegenüber 
auf die Zukunftsthemen Schuldenabbau, Bil-
dung und Förderung der Kommunen.

Erwartbar gewesen seien die nun vorgeleg-
ten Zahlen hinsichtlich der Haushaltskonsoli-
dierung, so Dietmar Schulz (PIRATEN). Auch er 
verwies auf den rückläufigen Geschäftsklima-
index und warnte, das Geld müsse ja irgendwo 
herkommen. Außerdem werde das derzeit nied-
rige Zinsniveau nicht immer so bleiben. Des 
Weiteren müsse man offene Risiken wie etwa bei 
der Abwicklung der WestLB berücksichtigen. 

Vor allem bezweifelte er, dass das Instrument 
der globalen Minderausgabe weiterhin wirksam 
bleiben werde. Denn es betreffe ja auch Bereiche 
wie Forschung und Bildung, also Schwerpunk-
te der Landesregierung. Auch aus Gründen der 
Transparenz müsse diese offenlegen, wo sie die 
Daumenschrauben anlegen wolle.

Er freue sich, über die Konsolidierungs-
erfolge der rot-grünen Landesregierung spre-
chen zu können, meinte Finanzminister Dr. Norbert 
Walter-Borjans (SPD) zum Antrag. Man habe die 
Neuverschuldung in einem nie dagewesenen 
Umfang zurückgeführt. Der Nachhaltigkeits-
bericht 2010 habe für das Jahr 2020 eine Lücke 
von rund 11 Milliarden Euro vorhergesagt; der 
aktuelle Bericht gehe von nur noch 0,8 Milli-
arden Euro aus. Nordrhein-Westfalen weise 
die niedrigsten Pro-Kopf-Ausgaben aller Bun-
desländer auf, „obwohl die Folgelasten unseres 
Strukturwandels von uns selbst getragen wer-
den“, so Walter-Borjans. Gleichzeitig habe man 
für die Beamtenpensionen insgesamt 5 Milliar-
den Euro zurückgelegt. � cw

Der umstrittene Weg zur Null
Kann ab dem Jahr 2020 die Schuldenbremse eingehalten werden?
 
5. Juni 2014 – Neue Schulden soll es ab dem Jahr 2020 nicht mehr geben. Dies werde die rot-
grüne Landesregierung jedoch nicht einhalten können, befürchtet die FDP. Vor dem Hinter-
grund neuer Gutachten zur Haushaltssituation des Landes beantragte die Fraktion eine Ak-
tuelle Stunde, in der auch CDU und PIRATEN die derzeitige Finanzpolitik der Regierung ins 
Visier nahmen. SPD und GRÜNE betonten dagegen erneut den aus ihrer Sicht erfolgreichen 
Dreiklang aus Einsparungen, der Förderung von Bildung und der Stärkung der Kommunen.

Fotos: Schälte

Ralf Witzel  
(FDP)

Martin Börschel  
(SPD)

Dr. Marcus Optendrenk  
(CDU)

Mehrdad Mostofizadeh  
(GRÜNE)

Dietmar Schulz  
(PIRATEN)

Finanzminister Dr. Norbert 
Walter-Borjans (SPD) 

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen über die Abgeordneten zu erhalten!

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01441
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01460
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01662
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01662
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01579
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01679
http://www.fm.nrw.de/minister/index.php
http://www.fm.nrw.de/minister/index.php
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp


xx

200 Aktionen für ein inklusives NRW
Zwischenbilanz: Regierung sieht Land bei Inklusion auf gutem Weg 
 
4. Juni 2014 – Ob Sportverein, Arbeitsmarkt oder öffentlicher Nahverkehr: Mit dem vor ein-
einhalb Jahren verabschiedeten Aktionsplan „NRW inklusiv“ will die Landesregierung errei-
chen, dass Menschen mit Behinderung in der ganzen Gesellschaft gleichberechtigt teilhaben 
können, so wie es die UN-Behindertenrechtskonvention vorsieht. Im Plenum gab es nun eine 
erste Zwischenbilanz zur Umsetzung des Plans. Das Fazit der Fraktionen reichte von Lob bis 
hin zu harscher Kritik. 

Mehr als 200 Maßnahmen habe der Aktions-
plan bislang angestoßen, berichtete Sozialminister  
Guntram Schneider (SPD) im Landtag. An über 170 
von ihnen arbeite NRW derzeit, 20 müssten noch 
in Angriff genommen werden. Unter anderem 
solle der ÖPNV bis zum Jahr 2020 barrierefrei 
sein. „Das ist auch ein ehrgeiziges Ziel“, meinte 
der Minister und wies darauf hin, dass wohl nicht 
alle Maßnahmen bis zum Ende des Jahrzehnts 
abgeschlossen sein würden. Ziel sei immerhin 
eine inklusive Gesellschaft. Eine solche Verände-
rung gebe es nicht von heute auf morgen, betonte 
Schneider. Er kündigte für die kommenden Wo-
chen zudem den Entwurf eines Inklusionsstär-
kungsgesetzes an.

In der Tat sei Inklusion ein langer und ständig 
fortlaufender Prozess, einen wirklichen End-
punkt könne es gar nicht geben, befand der SPD-
Abgeordnete Josef Neumann. Der Aktionsplan sei 
dabei ein wichtiger Schritt. Neumann lobte die 
vielfältigen Aktivitäten, die es in NRW auf dem 
Weg zur Inklusion gebe. Nach Ansicht der CDU-
Sprecherin Ursula Doppmeier fehlt dem Programm 
allerdings die Tatkraft: viele Absichtserklärun-
gen, wenig Konkretes, keine oder überschrittene 
Zeitvorgaben. So sei bei der Landesbauordnung 
hin zu mehr Barrierefreiheit bislang nichts pas-
siert – erst für dieses Jahr könne man auf Gesprä-
che mit den Verbänden hoffen. Der im Rollstuhl 
sitzende PIRATEN-Abgeordnete Stefan Fricke be-
zeichnete den Aktionsplan als „Etikettenschwin-
del“. Er trage lediglich Bestehendes zusammen. 

Betroffene beteiligen

Ein bloßer Zeitplan helfe niemandem weiter, re-
agierte Manuela Grochowiak-Schmieding (GRÜNE) auf 
die Forderungen nach konkreten Zeitangaben. 
Die Qualität sei entscheidend. In NRW leben laut 
Sozialministerium 2,6 Millionen Menschen mit 
Behinderung. „Wir müssen die Betroffenen be-
teiligen“, unterstrich die GRÜNEN-Abgeordne-
te. Es sei daher richtig, die Kompetenzzentren für 
selbstbestimmtes Leben, wie von der Regierung 
geplant, landesweit auszubauen. Darüber hinaus 
beteilige Nordrhein-Westfalen die Betroffenen 
über den Ende des Jahres 2012 gegründeten In-
klusionsrat am Aktionsplan, so Neumann.

Mitnichten, hielt Doppmeier entgegen. Men-
schen mit Behinderung machten lediglich eine 
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Minderheit des Gremiums aus. Fricke forder-
te die Landesregierung auf, endlich einmal die 
Betroffenen selbst zu fragen, was sie brauchten, 
um in der Gesellschaft selbstständig zurechtzu-
kommen. Er warf Rot-Grün vor, über die Köpfe 
der Menschen hinweg zu entscheiden – dies zeige 
sich auch bei der schulischen Inklusion. Ebenso 
mahnte der FDP-Politiker Ernst-Ulrich Alda: „Parti-
zipation darf keine Alibiveranstaltung werden.“ 
Wichtig sei ein enger Schulterschluss aller Akteu-
re – dies gelte auch für die Landtagsfraktionen. 
Gleichzeitig betonte er: „Es ist nicht damit getan, 
Gesetze zu ändern und spezielle Programme 
aufzulegen.“ Inklusion müsse in den Köpfen der 
Menschen ankommen und vor Ort geschehen. 
Dabei dürfe das Land die Kommunen mit der 
Aufgabe aber nicht alleine lassen.� bra

Kostenübernahme
Kosten in Höhe von jährlich insgesamt 37,5 Mio. Euro will 
das Land ab dem Haushaltsjahr 2015 für die schulische 
Inklusion übernehmen. Es geht darum, die finanziellen 
Auswirkungen für die Kommunen im Zusammenhang mit 
der Veränderung des regionalen Schulangebots aufzu-
fangen. Die Regierung begrüßte den mit den Kommunen 
getroffenen Kompromiss. Der Landtag nahm das entspre-
chende Gesetz (Drs. 16/5751) mit den Stimmen von SPD 
und GRÜNEN bei Enthaltung der übrigen Fraktionen an. In 
einem Entschließungsantrag (Drs. 16/6231) kritisierte die 
CDU, durch die späte Einigung gingen Schulen, Lehrkräfte 
und Kommunen das nächste Schuljahr unvorbereitet an. 
Der Antrag wurde mit Regierungsmehrheit abgelehnt.
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Die Aggressivität und Gewaltbereitschaft ge-
genüber der Polizei habe erheblich zugenom-
men. Dies bereite seiner Fraktion große Sor-
ge, so Theo Kruse (CDU). Statistisch werde in 
NRW alle 50 Minuten eine Polizistin oder ein 
Polizist Opfer eines Angriffs. Mini-Schulter-
Kameras, sogenannte Body-Cams, könnten 
die Ordnungshüter schützen. Angreifer sollen 
abgeschreckt oder, falls dies nicht gelinge, be-
weissicher überführt werden. Dabei seien die 
Kameras aber nicht ständig, sondern nur bei 
konkreten Anlässen einzusetzen, befand Kruse. 
Erste Erfahrungen in Hessen wertete der Abge-
ordnete als positiv.

Dem Antrag könne er einiges abgewinnen, 
meinte Thomas Stotko (SPD). Zu Recht erwarteten 
die Polizistinnen und Polizisten eine Antwort 
auf die gegen sie gerichtete Gewalt. Eine Mini-
Schulter-Kamera könne hier helfen. Dabei gehe 
es ja auch um Eigen- und Beweissicherung so-
wie um Transparenz. Allerdings frage er sich, 
wie man verhindern könne, dass der Eindruck 
einer generell überwachenden Staatsmacht ent-
stehe, verwies Stotko auf die aktuellen Debatten 
rund um den Datenschutz. Daher müsse man 
den Vorschlag – unter Einbeziehung der bishe-

rigen Erfahrungen in Hessen – ordnungsgemäß 
auswerten.

Für den Einsatz der Kameras gebe es in 
Nordrhein-Westfalen keine Grundlage im Poli-
zeirecht sowie in der Kultur, mit der hier Poli-
zeiarbeit gemacht werde, meinte hingegen Matthi 
Bolte (GRÜNE). Die nordrhein-westfälische Po-
lizei trete den Bürgerinnen und Bürgern in ei-
ner Kultur des Vertrauens gegenüber. Dies dürfe 
man nicht leichtfertig aufs Spiel setzen. Außer-
dem passierten viele Übergriffe auf Polizeikräf-
te spontan, ohne darüber nachzudenken, ob 
man gefilmt werde oder nicht. Und schließlich 
müsse man sich fragen, ob die mit Body-Cams 
verbundenen Grundrechtseingriffe gerechtfer-
tigt seien.

Feldversuch auswerten

„Kameras überall – das ist das Credo der CDU“, 
kritisierte Dr. Robert Orth (FDP). Ob am Bahnhof, 
im Taxi, im Hauseingang: Er wolle nicht in ei-
nem Land leben, in dem man auf Schritt und 
Tritt gefilmt werde. Zwar gebe es immer wieder 
gute Gründe, die für eine solche Technik sprä-

chen, gestand Orth ein. Aber wo sei der Anfang, 
wo das Ende? Was sei mit Krankenwagenfah-
rern, Sicherheitskräften im Stadion, Parkwäch-
tern? Er glaube nicht an Wundermittel à la Vi-
deokamera, unterstrich der FDP-Sprecher. Sein 
Vorschlag: Man solle den Versuch in Hessen 
noch zwei, drei Jahre beobachten und dann neu 
erörtern.

Wenn Body-Cams tatsächlich helfen könn-
ten, die Gewalt einzudämmen, solle man dies 
zunächst einmal positiv zur Kenntnis nehmen, 
befand dagegen Dirk Schatz (PIRATEN). Aller-
dings gebe es bislang nur erste Ergebnisse eines 
Feldversuchs in Hessen. Hier müsse man das 
Ende abwarten und den Einsatz dann komplett 
auswerten, meinte Schatz. Ein eigener Feldver-
such in Nordrhein-Westfalen sei nicht nötig. 
Jedenfalls wandte er sich dagegen, auf bloßen 
Verdacht hin neue Befugnisse zu erteilen. Die 
Aufnahmen könnten übrigens auch dazu ge-
nutzt werden, Fehlverhalten der Polizei zu bele-
gen, meinte Schatz.

„Ich glaube, dass Ihr Antrag viel Positives 
enthält und ihm wenig Negatives abzugewin-
nen ist“, lobte Innenminister Ralf Jäger (SPD). Die 
Beamtinnen und Beamten müssten auf der 
Straße zunehmend Beschimpfungen und Ge-
walt erdulden. Dem müsse man Einhalt gebie-
ten. Notwendig seien klare Zeichen von Landes-
regierung und Landesparlament, forderte Jäger. 
Was die Body-Cams betreffe, müsse man jedoch 
die weiteren Erfahrungen mit dem Feldversuch 
in Hessen abwarten und am Ende auch abwä-
gen, wie sich diese neue Technik auf das Ver-
trauen auswirke, das sich die Bürgerpolizei in 
NRW erarbeitet habe.	�  cw

Weiterberatung
Der Antrag der CDU (Drs. 16/5923) wurde zur weiteren 
Beratung einstimmig an den Innenausschuss überwiesen.

Bitte recht freundlich
Landtag erörtert Mini-Schulter-Kameras für die NRW-Polizei
 
5. Juni 2014 – Sie sind klein, kaum sichtbar, aber selbst doch vielsehend: Die Rede ist von Mini-
Schulter-Kameras, sogenannten Body-Cams. Ihr Einsatz könne dazu führen, dass Polizistinnen 
und Polizisten zukünftig nicht mehr so häufig beschimpft und angegriffen würden, meint die 
CDU in einem Antrag. Die SPD-Fraktion pflichtete ihr in der Plenardebatte zu dem Kame-
raeinsatz bei, verlangte aber weitergehende Untersuchungen und erhielt dafür Zustimmung 
von der PIRATEN-Fraktion. GRÜNE und FDP zeigten sich zurückhaltend und verwiesen auf 
Grundrechte sowie schwierige Abwägungsprozesse.

Plenum
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Neu gewählt …

… und vereidigt hat der Landtag den Rechtswissenschaftler Prof. Dr. 
Klaus F. Gärditz als neues stellvertretendes Wahlmitglied des NRW-
Verfassungsgerichtshof. Von den anwesenden Abgeordneten stimmten 
199 mit Ja und fünf mit Nein, 16 Abgeordnete enthielten sich. „Bei ei-
ner solchen Vereidigung ist es immer relativ schwierig zu sagen, dass 
wir uns eine gemeinsame gute Zusammenarbeit wünschen“, bemerkte 
Landtagspräsidentin Carina Gödecke mit einem Augenzwinkern. Denn 
eigentlich wünsche sich der Landtag, dass er den Verfassungsgerichts-
hof nicht allzu häufig anrufen müsse. „Trotzdem alles Gute und viel 
Glück in Ihrem neuen Amt“, so die Landtagspräsidentin. Foto: Schälte
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gend zu evaluieren, vor allem bezüglich des 
Finanzierungssystems, um dann zu Lösungen 
zu kommen. So aber würden weder gestiege-
ne Personalkosten kompensiert, noch Erzie-
herinnen und Erzieher entlastet, sondern mit 
zusätzlichen Dokumentationspflichten belas-
tet. Obwohl das bisherige Sprachfördersystem 
angeblich so schlecht sei, lasse Rot-Grün es für 
zehn Prozent der Kinder – nämlich die in der 
Tagespflege – bestehen. Dass Tagesmütter keine 
Zuzahlungen von Eltern mehr annehmen dürf-
ten, komme einem Berufsverbot gleich, weil der 
kommunale Satz oftmals nicht ausreiche. 

Kritik an Kindpauschale

Die Landesregierung habe versprochen, dass die 
frühkindliche Bildung in den Kitas besser wer-
de, erinnerte sich Olaf Wegner (PIRATEN). Dieses 
Versprechen könnten die Kitas aber nicht hal-
ten, solange die Kindpauschale nicht – und zwar 
auf einen Satz von jährlich 3 Prozent – erhöht 
werde. Schon heute fehle die Zeit und nun kä-
men auch noch weitere Aufgaben hinzu. Es sei 
zwar richtig, den Bildungsanspruch zu erhöhen. 
Aber Bildung koste nun einmal Geld. „Keine 
Bildung ist viel zu teuer“, postulierte er. Solange 

es bei der jetzigen Kindpauschale bleibe, müs-
se die Qualität in den Kitas aber zwangsläufig 
stagnieren oder sinken. Davor warnte er: „Nicht 
nur keine, auch billige Bildung ist viel zu teuer.“ 

Die Landesregierung habe die frühe Bildung 
zu einem Schwerpunkt ihrer Politik gemacht, er-
klärte Familienministerin Ute Schäfer (SPD): Seit dem 
Jahr 2010 habe Rot-Grün den Etat für die früh-
kindliche Bildung auf mehr als 2 Milliarden Euro 
fast verdoppelt. Die Revision bringe nun eine 
Stärkung des Bildungsauftrags, mehr Bildungsge-
rechtigkeit, eine Entlastung der Personalsituation, 
mehr Planungssicherheit und mehr Bedarfsge-
rechtigkeit. Schäfer erklärte, es sei rechtswidrig, 
von den Eltern einen Zuschuss zur Tagespflege zu 
verlangen. Stattdessen müssten die Kommunen 
ihren derzeit höchst unterschiedlich bemessenen 
Anteil übernehmen. 5,50 Euro seien dabei aus-
kömmlich pro Tagesmutter-Stunde. � sow

Beschlossen
Mit rot-grüner Mehrheit hat der Landtag den Gesetzent-
wurf inklusive Nachbesserungen entsprechend der Be-
schlussempfehlung des Fachausschusses angenommen. 
Änderungs-, Entschließungs- und weitere Anträge der 
Opposition fanden keine Mehrheiten.

Großer Wurf oder  
Minimalschritt?
Zweite KiBiz-Revision verabschiedet
 
4. Juni 2014 – Ab dem Sommer 100 Millionen Euro mehr für Personal und für Kitas in sozial 
schwierigen Lagen sowie eine im Alltag verankerte Sprachförderung – das sind die wesentlichen 
Änderungen, die die Landesregierung mit der zweiten Revision des Kinderbildungsgesetzes (Ki-
Biz) vornehmen wird. Der Landtag hat den Gesetzentwurf heute mehrheitlich beschlossen – al-
lerdings nicht ohne Gegenwind.

und mehr Qualität geben. Aus gesellschaftli-
chen und fachlichen Kreisen habe man Ände-
rungswünsche aufgenommen: Elternmitwir-
kung werde stärker gefördert, Kinderrechte 
seien ausdrücklich gesetzlich verankert worden, 
Wald-Kita-Personal werde finanziell besser ab-
gesichert, Kinder mit Behinderungen in der 
Kindertagespflege finanziell mit denen in Kitas 
gleichbehandelt. Jeder Euro sei gut investiertes 
Geld, unterstrich der Abgeordnete.

Bernhard Tenhumberg (CDU) fand, Rot-Grün 
habe von den Rückmeldungen nur „bitter 
wenig“ aufgenommen. Die Revision sei kein 
großer Wurf, sondern nur ein Minimalschritt, 
dazu mit falscher Prioritätensetzung. Und er sei 
nicht geeignet, die Situation in den Einrichtun-
gen oder die Chancengleichheit zu verbessern, 
zitierte er einen Sachverständigen aus der Ex-
pertenanhörung. Zudem werde der individu-
elle Anspruch des Kindes auf Sonderförderung 
abgeschafft, kritisierte Tenhumberg. Durch die 
Neuverteilung des Geldes gingen 80 Prozent der 
Einrichtungen, vor allem im ländlichen Raum, 
leer aus. Insgesamt bleibe das Hauptproblem: 
Nach wie vor sei die Finanzierung über die 
Kindpauschale nicht auskömmlich.

Als übertriebene Fundamentalkritik emp-
fand Andrea Asch (GRÜNE) die Rede des CDU-
Sprechers. Die CDU selbst betreibe schließlich 
nur Wünsch-dir-Was-Politik, schlage aber keine 
konkreten Verbesserungsmaßnahmen vor und 
bleibe auch Finanzierungsvorschläge schuldig. 
Asch sah im Gesetzentwurf den Weg zu mehr 
Gerechtigkeit, gerade für benachteiligte Kinder, 
was auch helfen werde, Kinderarmut abzubau-
en. Es gebe die einhellige Rückmeldung, auf 
dem richtigen Weg zu sein, und so sei die zweite 
Revision ein weiterer Schritt, wenn auch noch 
nicht der letzte. Für weitergehende Schritte, 
etwa was das grundsätzliche Finanzierungssys-
tem betreffe, brauche das Land die Unterstüt-
zung des Bundes und der Kommunen.

Mit ihrem Anspruch, kein Kind zurückzu-
lassen, sei Rot-Grün gescheitert, meinte Marcel 
Hafke (FDP). Er forderte, das KiBiz grundle-

Bernhard Tenhumberg (CDU) Andrea Asch (GRÜNE) Marcel Hafke (FDP) Olaf Wegner (PIRATEN) 

Fotos: Schälte

Am Redepult  
Wolfgang Jörg (SPD),  
auf der Regierungsbank  
Ute Schäfer (SPD)

Für alle inhaltlichen Veränderungen gebe es 
in der frühkindlichen Bildung große Überein-
stimmung, freute sich Wolfgang Jörg (SPD). Die 
inhaltliche Kurskorrektur hin zu mehr Chan-
cengleichheit werde breit begrüßt. In der Folge 
werde es in den Einrichtungen mehr Personal 
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niemand sagen könne, welche Wege das Wasser 
unterirdisch wirklich zurücklege, reiche es nicht, 
ein Verbot nur in Wasserschutzgebieten aus-
zusprechen, wie es die Pläne auf Bundesebene 
vorsähen. „Die Bundesregierung muss gesetzlich 
festschreiben, dass Fracking nicht verantwortbar 
ist“, verwies Brems auf den vorliegenden Antrag. 
Nordrhein-Westfalen müsse bei der Umwelt-
prüfung eine Stellungnahme abgeben und sich, 
auch gegenüber den niederländischen Nach-
barn, gegen den Einsatz von Fracking wenden.

„Wir sind nicht bereit – unter gar keinen 
Umständen –, ein Risiko für unser Trinkwasser 
durch giftige Chemikalien einzugehen“, sprach 
sich auch Ralph Bombis (FDP) für ein starkes Zei-
chen des Landtags aus. Man müsse das eindeu-
tige Signal senden, dass Gesundheitsgefährdung 
nicht toleriert werde. Was die Gespräche mit 
den Niederlanden angehe, sei er zuversichtlich, 
so Bombis. Außerdem würden angesichts der 
dortigen Kriterien für die Umweltverträglich-
keitsprüfung die Belange der Umwelt in aus-
reichender Weise berücksichtigt. Notwendig 
seien aber auch eine umfassende Aufklärung 
der Menschen und die Schaffung einer ausrei-
chenden Datenbasis über das Fracking.

Aufsuchungserlaubnisse

„Heuchlerisch“ und „unzureichend“ sei der Eil-
antrag der vier anderen Landtagsfraktionen, be-
fand dagegen Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN). So 
werde darin nur über das Fracking mit giftigen, 
nicht aber mit angeblich wasserunkritischen 
Chemikalien gesprochen. Außerdem werde 
auch in Niedersachsen unter rot-grüner Regie-
rung „munter drauflos gefrackt“. Und schließ-
lich würden in NRW die unter der damaligen 
CDU/FDP-Regierung insgeheim ausgegebenen 
Aufsuchungserlaubnisse stiekum verlängert. Es 
sei notwendig, Stellungnahmen in Richtung der 
Niederlande abzugeben. Diese sollten sich aber 
vor allem an Vorlagen von Umweltschutzver-
bänden orientieren, so Rohwedder.

„Das, was Sie als Trennendes gerade in den 
Raum geworfen haben, ist Fiktion“, wider-
sprach Umweltminister Johannes Remmel (GRÜNE) 
seinem Vorredner: „Da trennt uns nichts.“ Der 
vorliegende Antrag sei jedenfalls ein starkes 
Signal von vier Fraktionen, dass die Landes-
regierung die Position Nordrhein-Westfalens 
zum Ausdruck bringen müsse. Wasser und Bö-
den hätten ein langes Gedächtnis. Gerade am 
Niederrhein habe man einen Wasserschatz. In 
Europa gebe es kein vergleichbares Reservoir. 
Von daher müsse man – auch vom Bund – beim 
Fracking eine Umweltverträglichkeitsprüfung, 
die Klärung offener Fragen sowie das Verbot des 
Einsatzes giftiger Chemikalien einfordern.� cw

Das Wasser schützen …
… auch vor Fracking in den Niederlanden –  
Breiter Konsens im Landtag
 
4. Juni 2014 – Fracking bedeutet „Aufbrechen“. Mit dieser Methode will man im Untergrund 
Risse erzeugen, um leichter an das dort lagernde Gas zu gelangen. Welche Chemikalien dazu ge-
nau eingesetzt werden, ist öffentlich nicht bekannt. Befürchtet wird jedoch, dass diese auch ins 
Grundwasser gelangen könnten. Dies vor Augen, lehnen alle im Landtag alle Fraktionen beim 
bisherigen Stand der Technik das Fracking ab. Nicht nur in NRW, sondern grundsätzlich. Auch 
mit Blick auf geplante Vorhaben in den Niederlanden. Ein entsprechender Antrag wurde von 
SPD, CDU, GRÜNEN und FDP unterstützt. Den PIRATEN ging er nicht weit genug.

„Trinkwasser ist und bleibt unser Lebensmittel 
Nummer eins“, betonte Reiner Schmeltzer (SPD). 
Daher trete man im Landtag einheitlich für 
dessen Schutz ein und lehne das Fracking ab. 
Denn die derzeitigen Methoden könnten zu 
vergiftetem Grundwasser führen. „Deswegen 
gibt es hier auch keine Genehmigungen“, so der 
Abgeordnete. Grundwasser mache an Länder-
grenzen nicht halt. Daher fordere der vorliegen-
de Antrag die Landesregierung auf, zum Schutz 
des Grund- und Trinkwassers den direkten Aus-
tausch mit der niederländischen Regierung zu 
suchen. Jedenfalls müsse man jede erdenkliche 
Möglichkeit nutzen, die dort geplanten Vorha-
ben zum Fracking zu verhindern.

Man habe in Nordrhein-Westfalen ein ge-
meinsames Interesse, dass die Niederländer 
ihre Pläne mit Rücksicht auf die Nachbarschaft 

noch einmal ernsthaft 
durchdächten, schloss sich 

Josef Hovenjürgen (CDU) seinem 
Vorredner an. Bewohnerinnen und Bewoh-
ner der Grenzregion sollten auch von NRW 
aus alle Einspruchsmöglichkeiten, ggf. auch 
per Internet, nutzen. Chemie, insbesondere 
wassergefährdende Chemie, habe im Boden 
nichts verloren. Diese Position müsse man 
auch gegenüber Bundeswirtschaftsminister 
Sigmar Gabriel deutlich machen, appellierte 
Hovenjürgen an die SPD. Gegen nordrhein-
westfälische Interessen dürften in Berlin keine 
Entscheidungen gefällt werden.

Als beunruhigend bewertete Wibke Brems 
(GRÜNE) die Überlegungen der niederlän-
dischen Regierung, die für das Wasser „hoch-
riskante“ Fracking-Methode anzuwenden. Da 

Foto: Schälte
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Mehr Erneuerbare, mehr Wettbewerb, mehr Arbeitsplätze?
Landtag diskutiert über bundesweite EEG-Reform
 
4. Juli 2014 – Nordrhein-Westfalen ist das Energieland Nummer eins in Deutschland. Werden die Rahmenbedingungen der Energieerzeugung 
geändert, ist das Bundesland daher in besonderem Maße betroffen. Vor diesem Hintergrund diskutierte der Landtag in einer von der FDP bean-
tragten Aktuellen Stunde (Drs. 16/6191) über die vor einer Woche im Bundestag beschlossene Reform des Erneuerbare-Energien Gesetzes (EEG). 
FDP, GRÜNE und PIRATEN kritisierten diese aus unterschiedlichen Perspektiven; CDU und SPD, die im Bund gemeinsam regieren, verteidigten 
das neue Gesetz. Ein zentraler Punkt: Wer muss wieviel an EEG-Umlage zahlen?

Die Korrektur des EEG sei überfällig gewesen, 
meinte Dietmar Brockes (FDP). Bereits seit Jahren 
von der FDP angemahnt, habe sich diese Er-
kenntnis bei den anderen Parteien erst im ver-
gangenen Bundestagswahlkampf durchgesetzt. 
Zu kritisieren sei allerdings, dass es beim „Sub-
ventionsmonster“ geblieben sei, bei dem 24 Milli-
arden Euro von unten nach oben verteilt würden. 
Mittlerweile seien 52 Prozent des Strompreises 
durch den Staat zu verantworten. Dabei blicke 
die Wirtschaft insbesondere aufgrund der neuen 
Regelungen zum Eigenstrom „in den Abgrund“, 
so Brockes. Die Landesregierung schaue trotz 
anderslautender Erklärungen und Beschlüsse der 
drohenden Deindustrialisierung tatenlos zu.

Die FDP sei doch in den Jahren 2009 bis 
2013 Teil der Bundesregierung gewesen, erin-
nerte Rainer Schmeltzer (SPD). Und in dieser Zeit 
sei die EEG-Umlage von 1 auf 5 Cent gestiegen. 
Die jetzige Reform sei unter anderem deshalb 
notwendig geworden, da die EU-Kommission 
das EEG an seiner empfindlichsten Stelle, der 
Ausgleichsregelung für energieintensive Un-
ternehmen, angegriffen habe. Aufgrund der 
besonderen Bedeutung für NRW freue er sich, 
dass hier nicht zuletzt durch den Einsatz der 
Landesregierung ein rechtssicherer Kompro-
miss gefunden wurde. Zudem habe man den 
Brüsseler Vorstoß abwehren können, die beste-
henden Anlagen ab dem Jahr 2017 automatisch 
mit Neuanlagen gleichzusetzen.

Die Energiewende sei ein Projekt für 
mehrere Generationen, betonte Thomas Kufen 

(CDU). Durch die aktuelle Reform habe man 
das Kostenbewusstsein gestärkt, die Unwucht 
als politisches Problem erkannt und das Sys-
tem auf mehr Wettbewerb ausgerichtet. Dabei 
sei für NRW erreicht worden, dass die beson-
deren Ausgleichsregelungen grundsätzlich 
beibehalten werden könnten. Offen geblieben 
sei die Frage, wie konventionelle Kraftwerke 
in Zukunft wirtschaftlich betrieben werden 
könnten. Gelöst werden müsse auch das Pro-
blem der Subventionsspirale sowie die noch 
offenen Regelungen zur Nutzung des Eigen-
stroms. Hier brauchten vor allem die Stahl- 
und Chemieunternehmen in NRW Planungs- 
sicherheit.

Investitionssicherheit

Das Eiltempo, mit dem das Reformgesetz am 
Ende durch den Bundestag gebracht worden 
sei, war einer der Kritikpunkte von Wibke Brems 
(GRÜNE) in der Debatte. Vor allem aber wand-
te sie sich dagegen, dass sich die FDP-Forderung 
nach Investitionssicherheit ausschließlich auf 
die konventionelle Energiewirtschaft beziehe. 
Dem stünden 26.000 Arbeitsplätze im Bereich 
der erneuerbaren Energien gegenüber. Deren 
Deckelung sichere Kohlekraftwerke und hel-
fe damit eben nicht dem Klima, beanstandete 
Brems die getroffene Neuregelung. Faktisch 
hebele diese den Einspeisevorrang für erneu-
erbare Energien aus, wenn aufgrund der nicht 

regelbaren Großkraftwerke ein Überangebot an 
Strom herrsche. 

Dieser Deckel bedeute das Risiko sinkender 
Renditen für Windenergie und erschwere damit 
deren Finanzierung, meinte auch Kai Schmalenbach 
(PIRATEN). Dies stelle insbesondere für kleine 
Unternehmen ein Problem dar. Nach seiner An-
sicht hätten es kleine- und mittelgroße Strom- 
anbieter zukünftig schwerer, an den Markt zu 
gehen. Insofern versuche die aktuelle Reform, 
die bestehenden Oligopole zu erhalten. Da aber 
die Arbeitsplätze in diesen Strukturen auf lange 
Sicht doch wegfallen würden, sei es sinnvoller, 
sich schon heute auf die Zukunftsbranchen der 
erneuerbaren Energien zu konzentrieren und 
den Ausstieg aus der konventionellen Energie-
versorgung konstruktiv zu begleiten.

„Sie hätten etwas verändern können“, er-
innerte auch Umweltminister Johannes Remmel 
(GRÜNE) die FDP an deren Zeit in der Bundes-
regierung. Mit Blick auf die Ausgleichsregelung 
oder die bestehenden Anlagen sei sie bewusst 
untätig gewesen. Die rot-grüne Landesregie-
rung habe dafür gesorgt, dass die jetzige Reform 
den Ausbau der erneuerbaren Energien nicht 
ausbremse und dass gleichzeitig die Ausgleichs-
regelung für stromintensive Betriebe gesichert 
werde, betonte Remmel ebenso wie Wirtschafts-
minister Garrelt Duin (SPD). Beide erklärten, auch 
wenn man sich beim Eigenstrom anderes ge-
wünscht habe, werde man die Gesamtreform 
nicht daran scheitern lassen und damit Arbeits-
plätze gefährden.� cw
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Solardächer, vereinigt Euch!
Landtag will virtuelles Kraftwerk für NRW
 
5. Juni 2014 – Wenn Energie auf Dauer sauberer werden soll, sind künftig Sonne, Wind und 
Co. mehr gefragt als Kohle. Weil aber Sonne und Wind nicht so zuverlässig und regelmäßig 
Energie liefern wie konventionelle Kraftwerke, sind letztere als Lieferant für eine konstante Ver-
sorgung bisher unverzichtbar. Zu dieser sogenannten Grundlast kommen erneuerbare Energien 
hinzu. Sie stammen von einzelnen, dezentralen Stromlieferanten, aus Kraftwerken, vom Dach 
der Nachbarin oder der Biogasanlage des Bauern. Wenn es gelänge, all diese Stromlieferungen 
zusammenzuschalten, könnten sie als Ganzes eine gesicherte Energiemenge zur Verfügung stel-
len. Dieser Gedanke verbirgt sich hinter dem Stichwort „Virtuelles Kraftwerk“, das mithilfe von 
Computertechnik zentral gesteuert werden und so langfristig konventionelle Großkraftwerke 
ersetzen könnte. SPD und GRÜNE wollen ein solches virtuelles Kraftwerk (Antrag), das die 
Große Koalition in Berlin als Pilotvorhaben prinzipiell anstrebt, nach NRW holen. Alle ande-
ren Fraktionen unterstützen das Vorhaben.

Fernöstlichen Besuch …
… hat Landtagspräsidentin Carina Gödecke im Juni zusam-
men mit ihrem Stellvertreter und Vorsitzenden der Parla-
mentariergruppe NRW-China, Dr. Gerhard Papke, empfan-
gen. Eine Delegation aus der chinesischen Provinz Sichuan 
mit dem Parteisekretär Wang Dongming (Foto, Mitte) an 
der Spitze war ins NRW-Parlament gekommen. Nach dem 
Eintrag ins Gästebuch des Landtags nahmen die Gäste auf 
der Besuchertribüne auch an einer Plenardebatte teil. NRW 
pflegt seit über 20 Jahren Partnerschaften zu den drei chi-
nesischen Provinzen Sichuan, Shanxi und Jiangsu. China ist 
nach den Niederlanden der zweitwichtigste Handelspartner 
des größten deutschen Flächenlandes.

Nordrhein-Westfalen müsse sich als Energie-
land Nummer eins nicht nur besonders enga-
gieren, warb Rainer Schmeltzer (SPD) für den An-
trag, sondern könnte auch von dem Vorhaben 
profitieren: „Ein virtuelles Kraftwerk, das die 
unterschiedlichen vorhandenen Energieträger 
nutzt, zusätzliche Wertschöpfung ermöglicht, 
zum Beispiel im Bereich der Informationstech-
nologie oder bei Investitionen in Verteilnetze, 
sowie Strom- und Wärmeerzeugung verbindet, 
wäre von besonderer Bedeutung für die ener-
gie- und industriepolitische Innovationskraft 
Nordrhein-Westfalens.“

Auch Wibke Brems (GRÜNE) sah für das Pro-
jekt gute Voraussetzungen in NRW, wo Indus- 
trie wie auch Menschen in den Ballungszentren 
entsprechend viel Strom verbrauchten: „Ich 
bin davon überzeugt, mit diesem Pilotprojekt 
können wir praktisch und zusammen mit der 
Industrie und mit allen, die in Nordrhein-
Westfalen innovativ unterwegs sind, zeigen, 
dass wir das, was wir eigentlich schon lange wis-

sen, auch wirklich hinbekommen und dass das 
auch wirklich klappt mit einer Vollversorgung 
mit erneuerbaren Energien und gleichzeitig mit 
Versorgungssicherheit.“

„Ein wärmendes Feuer aus Berlin für die 
Energiepolitik in Nordrhein-Westfalen!“, freu-
te sich Thomas Kufen (CDU). Es gehe darum, 
gemeinsam mehr zu erreichen, erklärte er das 
Prinzip des virtuellen Kraftwerks. So könnten 
dann auch die erneuerbaren Energien System-
verantwortung mit übernehmen. Hürden sah 
Kufen noch in der aufwändigen Informations- 
und Datenverarbeitung. Das betreffe auch 
Sicherheitsfragen wie Cyberkriminalität. Ins-
gesamt vermisste der Abgeordnete im Zusam-
menhang mit der Energiewende entsprechen-
de forschungspolitische Weichenstellungen in 
Nordrhein-Westfalen.

Die Idee sei nicht neu, meinte Dietmar Brockes 
(FDP). Im Bundeswirtschaftsministerium sei 
das Anliegen bereits seit Jahren unterstützt 
und vorangebracht worden. „Wohin würde 

dieses Pilotprojekt der Bundesregierung bes-
ser hinpassen als nach Nordrhein-Westfalen, 
dem Energieland Nummer eins?“, fragte der 
Abgeordnete. An die Zustimmung seiner Frak-
tion, das Projekt nach NRW zu holen, knüpf-
te Brockes aber auch die Erwartungen an die 
Landesregierung, „bitte nicht so dilettantisch 
vorzugehen“ wie bei der „Schlappe beim Lan-
deswettbewerb Elektromobilität“.

Grundstein für zentrale Energiewende

„Ohne jeden Zweifel ist das Anliegen des An-
trags richtig, wichtig und unterstützenswert“, 
betonte Kai Schmalenbach (PIRATEN). Darin liege 
der Grundstein für eine zentrale Energiewende. 
Es sei aber auch zu klären, welche Daten erfasst 
würden, denn bei einem virtuellen Kraftwerk 
sei es notwendig, zu jeder Zeit zu wissen, wel-
cher Verbrauch im Netz vorherrsche und wel-
che Reserven das Kraftwerk noch habe. Virtu-
elle Kraftwerke bräuchten vermutlich kaum 
große Stromautobahnen, denn die Leistung 
käme aus der Nachbarschaft, warnte Schmalen-
bach vor falschen Investitionen.

Klimaschutzminister Johannes Remmel (GRÜNE) 
freute sich über die breite parlamentarische 
Unterstützung als Rückenwind für Verhandlun-
gen mit dem Bund. Als gute Voraussetzungen 
nannte er die in Europa einzigartig dichte For-
schungs- und Entwicklungslandschaft. Politik, 
Wissenschaft und Energiewirtschaft arbeiteten 
nun an einem „gescheiten und ordentlichen 
Vorschlag“ für ein virtuelles Kraftwerk, das bis-
her zwar am Computer simuliert, aber in der 
Praxis noch nicht realisiert worden sei – „eine 
gewaltige Aufgabe“, meinte Remmel, „aber eine 
richtige.“� sow

Der Landtag hat den Antrag (Drs. 16/5967) einstimmig 
angenommen.
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Wertvolle Speicher fürs Klima
Land soll beim Bau von Speicherkraftwerken haften

 
5. Juni 2014 – Abgesehen von der schlechten Klimabilanz haben Kohle- und Gaskraftwerke einen großen Vorteil: Sie können jederzeit Strom produ-
zieren. Wer hingegen vermehrt auf erneuerbare Energien setzt, muss im Prinzip so lange warten, bis der Wind weht und die Sonne scheint – oder 
er baut Anlagen, die Energie für windstille und lichtarme Zeiten speichern. Zum Beispiel Pumpspeicherkraftwerke. Die Fraktionen von SPD und 
GRÜNEN fordern in einem Antrag mehr solcher Anlagen für NRW. Um Unternehmen die Angst vor Investitionen zu nehmen, müsse das Land – wie 
von der Regierung vorgesehen – die finanziellen Risiken gescheiterter Vorplanungen absichern.

„Wir wollen, dass in Nordrhein-Westfalen Rah-
menbedingungen bestehen, unter denen man 
in Pumpspeicherkraftwerke investieren kann 
und will“, betonte Thomas Eiskirch (SPD). Doch so, 
wie sich der Strommarkt derzeit gestalte, scheu-
ten sich viele Unternehmen, mögliche Stand-
orte für viel Geld zu erkunden. Falls eine Vor-
untersuchung negativ ausfalle, werde das Land 
daher die Kosten maßgeblich übernehmen, er-
läuterte der Abgeordnete. Dies sei bundesweit 
einmalig. Bei allen weiteren Schritten liege das 
Risiko dann wieder bei den Konzernen. Zudem 
forderte Eiskirch den Bund auf, seinerseits In-
vestitionssicherheit zu schaffen.  

Wibke Brems unterstrich für die GRÜNEN-
Fraktion: „Wir brauchen Pumpspeicher neben 
Lastmanagement, neben einem Netzausbau 
und anderen Speichertechnologien als techni-
sche Ergänzung der erneuerbaren Energien.“ 
Am Rursee sei ein solches Projekt unter ande-
rem mangels Unterstützung der CDU vor Ort 
gescheitert, kritisierte die Abgeordnete. Zu-
künftig komme es zum einen darauf an, dass 
die Unternehmen sicher planen könnten. Zum 
anderen müsse aber auch bei den Marktbedin-
gungen etwas passieren, damit die Anlagen wie-
der rentabel laufen könnten. Brems forderte die 
Bundesregierung auf, an dieser Stelle endlich 
aktiv zu werden. 

Auch die SPD in Düren sei gegen das Rur-
see-Kraftwerk gewesen, betonte Hubertus Fehring 
(CDU). Es führten eben nicht alle Gespräche 
vor Ort zum Erfolg. „Umso mehr sollten wir 
endlich diejenigen unterstützen, die solchen In-

frastrukturprojekten positiv gegenüberstehen“, 
appellierte er. Wegen der bislang fehlenden 
Strommarktdesign-Debatte und der daraus re-
sultierenden Unsicherheit für Unternehmen sei 
es gerechtfertigt, das Risiko – wie vorgeschla-
gen – abzusichern. Allerdings forderte Fehring, 
beim Bau von Pumpspeichern vom üblichen 
Flächenausgleich abzusehen und die Eingriffe 
mit Ersatzzahlungen abzugelten. 

Energiewende vor Ort

„Wenn man den Prozess richtig angeht, kann 
die Energiewende vor Ort auch gelingen und 
erfolgreich sein“, lobte Kai Abruszat (FDP) den 
Bürgerdialog bei den Plänen für ein Speicher-
kraftwerk im Kreis Höxter. Die Pumpspeicher-
technologie müsse langfristig so ausgestattet 
sein, dass sie ein tragfähiges Geschäftsmodell 
werde. Rot-Grün habe hier bislang aber wenig 
Konkretes getan, eine Gesamtstrategie fehle. 
Das „reine Bereitstellen eines Blankoschecks 
von 50 Millionen Euro“ als Risikostütze reiche 
nicht aus, kritisierte Abruszat. Er forderte un-
ter anderem ein Speicherpotenzialkataster, das 
mögliche Kraftwerksflächen ausweise.  

In der Tat steckten konventionelle Kraft-
werke in der Krise – und mit ihnen die Pump-
speicherkraftwerke, befand Kai Schmalenbach 
(PIRATEN). Da letztere für die Energiewen-
de essenziell seien, müssten sie an geeigneten 
Standorten wirtschaftlich zu betreiben sein. Zu-
dem könne es sinnvoll sein, Unternehmen bei 

gescheiterten Planungen zu unterstützen, mein-
te Schmalenbach. Im Gegenzug müssten diese 
dann aber auch die Menschen vor Ort in ihr 
Vorhaben einbeziehen. Kritisch merkte er an, 
dass der rot-grüne Antrag zu sehr auf Pump-
speicher fokussiere: „Wir werden für die Ener-
giewende nahezu jeden Speicher benötigen, den 
wir bekommen können.“ 

„Wir haben im Haushalt die Option zur 
Planungssicherung verankert“, unterstrich 
Umweltminister Johannes Remmel (GRÜNE). Auch 
er betonte die Bedeutung von Pumpspeichern, 
machte aber ebenso klar, dass es NRW nicht 
an Speicheroptionen mangele: Vier Unterneh-
men planten derzeit Projekte. Die Regierung 
habe zudem eine Potenzialanalyse beauftragt, 
deren Ergebnisse laut Remmel möglichst noch 
in diesem Jahr vorliegen sollen. In Richtung 
Berlin sagte der Minister einschränkend: „Aber 
es nützt nichts, Flächen zur Verfügung zu stel-
le oder räumliche Optionen zu eröffnen, ohne 
gleichzeitig die Marktbedingungen geklärt zu 
haben.“ � bra

Ergebnis der Abstimmung
Der Landtag hat den Antrag von SPD und GRÜNEN  
(Drs. 16/5969) gegen die Stimmen von CDU und FDP so-
wie des fraktionslosen Abgeordneten Robert Stein ange-
nommen. Ein Entschließungsantrag (Drs. 16/6039), den 
die CDU-Fraktion zu diesem Tagesordnungspunkt vorge-
legt hatte, wurde mit den Stimmen von SPD, GRÜNEN und 
der PIRATEN-Fraktion abgelehnt.
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Dr. Marcus Optendrenk (CDU)
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NRW will den Ausstoß der Treibhausgase bis 
zum Jahr 2020 um 25 Prozent gegenüber dem 
Jahr 1990 einsparen. Um dies zu erreichen, ...

… ist aktives Handeln auf allen Ebenen gefor-
dert. Jeder Einzelne, die Gemeinde, eine Regi-
on und auch das Land NRW müssen jeweils 
ihren spezifischen Beitrag leisten. Derzeit wer-
den unter breiter öffentlicher Beteiligung die 
Maßnahmen für einen Klimaschutzplan NRW 
erarbeitet.

Wer Bus und Bahn anstelle des eigenen 
Autos nutzt, produziert unterm Strich 

weniger Treibhausgase. Andererseits ist 
der Erhalt bzw. Ausbau dieses Angebots 

gerade in einem Flächenland nicht billig. 
Der öffentliche Personennahverkehr …

… in NRW steht und fällt mit der finanziellen 
Unterstützung des Bundes. Sie beträgt derzeit 
rund 90 Prozent. NRW braucht eine nachhalti-
ge und bedarfsgerechte Ausfinanzierung seiner 
Verkehrsinfrastruktur, die der Größe und Be-
deutung gemessen an anderen Bundesländern 
entspricht.

… Unternehmen, die Standorte gefunden ha-
ben und an der Umsetzung interessiert sind, da-
rin zu bestärken, die aufwendigen und kosten-
intensiven Erkundungen auch vorzunehmen 
und in konkrete Vorplanungen einzutreten. Da-
für hat das Land ein Programm zur Risikoab-
sicherung für die ersten Projektphasen initiiert.

… entlang der Wertschöpfungskette und den 
infrastrukturellen Erfordernissen unterstützen. 
Dabei geht es nicht nur um Forschung zum 
Beispiel für Batterien, elektrische Speicherung, 
Fahrzeuge und Antriebe, sondern auch um 
wirtschaftliche sowie stadtplanerische Vorga-
ben wie Ladestationen und Parkplätze.

Im Sinne einer umweltfreundlichen Ver- 
kehrspolitik sollte man Elektromobilität …

Schwerpunkt

Rainer Schmeltzer
(SPD)

Thomas Kufen
(CDU)

Seite  · Landtag Intern 7 /2014

„Landtag Intern“ macht den Aufschlag, die Abgeordneten retournieren. 	 

Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

Schlag auf Schlag
 
Auf diesen Seiten beziehen die Fraktionen 
zum Schwerpunktthema Stellung. 

… wünschenswert, aber in einer allumfassen-
den Form derzeit unrealistisch. Sehr gut ist je-
doch, gesicherte Energie dadurch zur Verfügung 
zu stellen, dass dezentral verschiedene Stromer-
zeugungsquellen in einem virtuellen Kraftwerk 
integriert und gesteuert werden. Deshalb wol-
len wir das im Bundes-Koalitionsvertrag ange-
kündigte Pilotvorhaben in das dicht besiedelte 
NRW holen.

… brauchen wir keine Insellösungen wie den 
Klimaschutzplan, sondern einen wirksamen 
Emissionshandel auf europäischer Ebene sowie 
ein ambitioniertes, weltweites Klimaschutzab-
kommen. Auch muss der Fokus stärker auf dem 
Thema Energieeffizienz liegen.
 
 

… gehört zu einem gesunden Mix aus unter-
schiedlichen Verkehrsmitteln, der den spezifi-
schen Bedürfnissen der Nutzer gerecht wird. 
Nötiger denn je braucht Nordrhein-Westfalen 
eine funktionsfähige Infrastruktur. Dazu müs-
sen die vom Bund bereitgestellten Mittel auch 
verbaut werden, statt sie verfallen zu lassen.
 

… effiziente und bezahlbare Energiespeicher zu 
entwickeln, die eine verlässliche Integration der 
erneuerbaren Energien in das Energiesystem si-
cherstellen. Hierbei können Pumpspeicherwer-
ke einen wichtigen Beitrag leisten. Den einen 
universellen Energiespeicher für das Stromnetz 
wird es nicht geben.

… besser nutzen. Sie bietet die Chance, die Ab-
hängigkeit vom Erdöl und umweltschädliche 
Emissionen zu reduzieren. Die CDU-Fraktion 
hat deshalb bereits vor geraumer Zeit eine Ini- 
tiative gestartet, um Elektromobilität für eine 
nachhaltige Energie- und Klimaschutzpolitik 
eine höhere Bedeutung zukommen zulassen.
 

… ein sinnvolles Vorhaben der schwarz-roten 
Bundesregierung, weil so erneuerbare und vo-
latile Energieerzeuger mehr Systemverantwor-
tung übernehmen können. Allerdings müssen 
noch Herausforderungen bei der elektroni-
schen Vernetzung und der Sicherheit gemeistert 
werden.
 

Die Idee, alle über das Land verstreuten 
Windräder, Biogasanlagen und Solarzellen 
für NRW zentral in einem virtuellen Kraft-

werk zusammenzuführen, ist…

Um auch in wind- und sonnenarmen Zeiten 
Strom aus erneuerbaren Energiequellen 

nutzen zu können, wird unter anderem der 
Bau von Pumpspeicherkraftwerken diskutiert. 

Hier ist es aus meiner Sicht wichtig, …
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„Landtag Intern“ macht den Aufschlag, die Abgeordneten retournieren. 	 

Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

Schwerpunkt

Oliver Bayer
(PIRATEN)
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Dietmar Brockes
(FDP)

Wibke Brems
(GRÜNE)

Diesmal zum Thema Schadstoffe.

Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

… haben wir im letzten Jahr das bundesweit 
erste Klimaschutzgesetz mit verbindlichen Kli-
maschutzzielen verabschiedet. Die Landesre-
gierung erstellt derzeit unter Beteiligung vieler 
gesellschaftlicher Gruppen den Klimaschutz-
plan, die Road-Map, mit der die ambitionierten 
NRW-Ziele erreicht werden. 

… ist ein wichtiger Baustein für den Klima-
schutz und muss gut koordiniert werden, um 
attraktiver und kostengünstiger zu werden: Ein-
fache Tarife, Fahrgastinformation, abgestimmte 
Takte, bedarfsgerechte Angebote und Vernet-
zungen mit anderen Verkehrsmitteln erhöhen 
die Effizienz und die Attraktivität. 

… sichere Investitionsbedingungen für Pump-
speicher zu bieten, wie es die Landesregierung 
mit einem Programm der NRW-Bank tut. Die 
Vollversorgung mit erneuerbarem Strom ist 
möglich. Dafür sind zunächst Lastmanagement 
sowie regionaler Netzausbau und nicht zuletzt 
verschiedene Speichertechnologien nötig. 

… als ein vernetztes Konzept verstehen und mit 
erneuerbarem Strom antreiben. E-Bikes, Elek-
tro-Roller, Hybridautos, Elektro-Transporter 
und Hybridbusse gehören genauso in eine um-
fassende Strategie für die Elektromobilität wie 
der weitere Ausbau der elektrifizierten Bahn mit 
Ökostrom. 

… ein wichtiger Ansatz, mit dem die erneuer-
baren Energien trotz fluktuierender Produktion 
eine sichere Stromversorgung gewährleisten. 
Deshalb hat der Landtag vor wenigen Wochen 
die Landesregierung beauftragt, sich für ein Pi-
lotprojekt zur Erforschung virtueller Kraftwer-
ke in NRW einzusetzen.

… ist der europäische Emissionshandel das zen-
trale Instrument. Er erfasst die Hälfte der deut-
schen CO

2
-Emissionen. Zudem sind weitere 

Anstrengungen erforderlich. Dabei darf NRW 
keine gefährlichen Alleingänge unternehmen, 
die dem Klima nichts nützen, aber Arbeitsplätze 
in NRW gefährden.

… muss attraktiver und dem wachsenden Bedarf 
entsprechend ausgeweitet werden. Dafür müssen 
die vom Bund zur Verfügung gestellten Gelder 
endlich sachgerecht verteilt werden. Obwohl 
NRW rund 22 Prozent der Einwohner Deutsch-
lands hat, bekommen wir nur knapp 16 Prozent 
der Mittel zur Finanzierung des ÖPNV.

… dass Natur- und Artenschutz sowie Akzep-
tanz vor Ort gewährleistet sind. Sie sind ein 
wichtiger Baustein der Energiewende, aber 
nicht der einzige. Wir müssen daher auch ande-
re Technologien weiterentwickeln und dürfen 
nicht nur auf Pumpspeicherkraftwerke setzen.

… weiter voranbringen. Die Chancen der Tech-
nologie sollten vom Innovationsstandort NRW 
genutzt werden. Dazu sind weitere Anstrengun-
gen von der Automobilindustrie, aber auch von 
Bund, Land und Kommunen notwendig.

… ein Ansatz, um die dringend notwendige In-
tegration der schwankenden Stromerzeugung 
von erneuerbaren Energien voranzubringen. 
Ein entsprechendes Pilotprojekt in NRW bietet 
die Chance, neue technische Lösungen zu ent-
wickeln, damit NRW endlich einen konkreten 
Beitrag zur Umsetzung der Energiewende leistet.

… brauchen wir einen schnellen Ausstieg aus 
der Kohleverstromung, ein Braunkohleaus-
stiegsgesetz, ein Frackingverbot, Effizienzstei-
gerungen und eine echte Energiewende, die 
auch Gebäude und Industrieanlagen umfasst 
sowie eine Verkehrswende, die auf einen starken 
ÖPNV setzt.

… kostet die Gesellschaft und auch das Land 
weniger als der individuelle Autoverkehr. Der 
ÖPNV muss auch aus wirtschaftlichen Gründen 
ausgeweitet und attraktiver gestaltet werden – 
von den gesamtgesellschaftlichen, ökologischen 
und sozialen Gewinnen ganz abgesehen.

… die Bevölkerung von Anfang an demokra-
tisch zu beteiligen und derartige Großspeicher 
als lebenswichtige Infrastruktur zu definieren, 
die nicht in die Hände von Oligopolen gehört, 
sondern unter öffentliche Kontrolle.

… weiter fördern. Es wäre jedoch verkehrt, 
Elektromobilität auf Autos zu reduzieren. Die 
eigentlich bedeutsamen elektrisch betriebenen 
Verkehrsmittel sind Busse und Bahnen. Hier 
existiert die technische Infrastruktur bereits. 
Autos und Fahrräder ergänzen die E-Flotte. Hy-
bridfahrzeuge sind marktreif.

… interessant. Die Energiewende ist jedoch 
lokal, regional und dezentral angelegt, so dass 
die Option mehrerer kleiner dezentraler virtu-
eller Kraftwerke ebenfalls zu prüfen ist. Diese 
können dann zusammengeschlossen werden – 
und auch über die Landesgrenzen hinaus ver-
netzt sein.
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„ W e n n 
der Preis für 

ein Elektro-
mobil sinkt, egal 

wie dies geschieht, 
dann steigt die Nach-

frage“, prognostizierte 
Dr. Mark Walcher von 

der Smartlab Innovations-
gesellschaft aus Aachen. In 

den Niederlanden etwa hätten 
Förderprojekte den Elektromo-

bilitätsmarkt deutlich angeheizt. 
Hingegen passiert in dieser Rich-

tung nach Auffassung des Unterneh-
mers in Deutschland bislang relativ 

wenig. Mehr innovative Förderprojekte 
seien daher wünschenswert, um die Kos-

ten für Fahrzeuge zu senken. 
Diese Einschätzung bestätigte Christoph 

Humpert vom Verband kommunaler Unter-
nehmen für die Stadtwerke: Ohne Fördergelder 
gebe es dort meist keine größeren Elektromo-
bilitätsprojekte. Insgesamt sei das Thema für 
die kommunalen Unternehmen bislang eher 
eine Marketingsache. Viel hänge aber auch vom 

persön-
lichen En-

gagement des 
jeweiligen Stadtwer-

ke-Chefs ab und davon, 
wie sehr die einzelne Kom-

mune hinter der Idee stehe. Dabei 
haben Elektrofahrzeuge laut Thomas 

Kiel vom Städtetag NRW für den ge-
meindlichen Einsatz – abgesehen von den 

hohen Kosten – einige Vorteile: So seien sie un-
ter anderem leise und schadstofffrei – wobei der 
Vorsprung bei der CO

2
-Vermeidung eher noch 

Zukunftsmusik sei, wie Georg Wilke vom Wup-
pertal Institut für Klima, Umwelt und Energie 
einwarf. Der Effekt hänge von einem steigenden 
Anteil erneuerbarer Energien im Stromnetz ab.

Als weiteren Vorteil hob Dr. Matthias Dürr 
vom Forschungszentrum Jülich hervor, dass 
Elektroautos weniger Fahrzeugteile hätten. So 
fielen etwa Auspuffsystem und Getriebe gegen-
über dem konventionellen Auto weg, was sich 
positiv auf die Unterhaltskosten auswirke. Ein 
Nachteil hingegen sei die noch relativ gerin-
ge Reichweite der Batterie, berichtete Beatrice 
Degand vom Autohersteller Renault. Diese zu 
erhöhen, stehe aktuell im Fokus. Degand geht 
von 30 bis 50 Prozent mehr Kapazität in den 
kommenden zehn Jahren aus. 

Im vergangenen Jahr gab es in Deutschland 
nach Angaben von Dürr rund 16.000 Elektro-
fahrzeuge. Und er stellte fest: „Die Kurve steigt 
stark nach oben.“ Ob am Ende das Ziel der 
Bundesregierung von einer Million E-Autos 
im Jahr 2020 erreicht werde, sei dabei gar nicht 
so entscheidend. Fest stehe aber, wie zahlreiche 
Fachleute wiederholt betonten, dass die An-
schaffungskosten sinken müssten.  

Auch Sven Spurmann von der TU Dort-
mund kam zu dem Schluss: „Der elektrische 
Antrieb ist definitiv die Antriebsform für die 

nächsten 150 Jahre.“ Offen ist laut Thomas 
Puls, leitender Ökonom beim Institut der 
deutschen Wirtschaft, allerdings noch die Fra-
ge, was letztendlich der Stromspeicher für die 
Elektroautos sein wird. Denkbar seien unter 
anderem gewöhnliche Batterien, Lithium-
Luft-Batterien, Wasserstoff oder chemische 
Speicher, Stichwort Power to Gas. Puls geht 
davon aus, dass es in den kommenden 10 bis 
15 Jahren einen evolutionären Übergang zum 
Elektromobil geben wird. 

Für das Stromnetz jedenfalls stelle das Mil-
lionenziel der Bundesregierung keine übermä-
ßige Herausforderung dar. Ähnlich schätzte dies 
RWE-Vertreter Claus Fest ein. Wichtig sei, dass 
unter allen Umständen ein ordnungspolitischer 
Flickenteppich verhindert werde – denn dies 
wäre ein „Super-Gau“ für die Elektromobilität. 
Fest rief deshalb dazu auf, dass sich die unter-
schiedlichen Akteure und Ebenen in Deutsch-
land regelmäßig austauschten. Dem stimmte 
Andreas Allebrod von der Drive-Carsharing 
GmbH zu: „E-Mobilität ist ein Netzwerkthema, 
das macht keiner alleine.“

Um Fehlinvestitionen zu vermeiden, müs-
se die Infrastruktur von Ladestationen  mit 
der Zahl der Fahrzeuge wachsen, betonte  
Städtetagsvertreter Kiel. Hierbei bräuchten 
die Kommunen Unterstützung, forderte Dr. 
Frank-Michael Baumann von der Energie-
agentur NRW. Gleichzeitig plädierte er für 
Projekte, die E-Autos sichtbar machten und 
auf die Straße brächten. Davon verspreche er 
sich mehr Akzeptanz für die Elektromobilität. 
Bevor sich diese jedoch im klassischen Alltag 
durchsetze, so zeigte sich Volker Wente vom 
Verband deutscher Verkehrsunternehmen 
überzeugt, werde der öffentliche Nahverkehr 
verknüpft mit Car-Sharing-Projekten und Co. 
wohl noch einiges an Pionierarbeit zu leisten 
haben. � bra

Antrieb aus der Steckdose
Sachverständige diskutieren Zukunft der Elektromobilität
 
25. Juni 2014 – Tankst Du noch oder lädst Du schon? Über den Einsatz 
elektrischer Fahrzeuge in den kommenden Jahrzehnten haben Sach-
verständige im Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mit-
telstand und Handwerk auf Antrag der CDU-Fraktion (Drs. 
16/4827) beraten. Die größte Herausforderung sahen die 
Fachleute in den derzeit noch relativ hohen Anschaf-
fungskosten. An den Kapazitäten des Stromnetzes 
jedenfalls dürfte das Wachstum des Elektromo-
bilitätsmarktes wohl nicht scheitern.
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3. Juni 2014 – In einer Anhörung im Verkehrsausschuss waren sich alle Sachverständigen einig: Notwendig seien erstens ein leistungsfähiger öffent-
licher Personennahverkehr (ÖPNV), zweitens Anstrengungen, um zumindest den Erhalt zu sichern, und drittens eine stärkere Verantwortung des 
Bundes. Grundlage für die Anhörung war ein Antrag der PIRATEN.

„Da wird ein bisschen was angestrichen und das 
nennt man dann Renovierung.“ Mit dieser Be-
schreibung der aktuellen Lage des ÖPNV durch 
Volker Wente (Verband deutscher Verkehrsun-
ternehmen) stimmten alle Sachverständigen 
überein. Ihr Fazit: Es muss mehr investiert wer-
den, um die Menschen von der Straße in Busse 
und Bahnen zu bewegen. Schon heute sei es so, 
dass ohne ÖPNV die Städte vor Blech überquel-
len würden, erläuterte Dr. Karl-Georg Schroll 
(Mobil mit Plan Verkehrs-Consult, Trier).

Daher bestand in einer weiteren Feststel-
lung Einigkeit unter den Experten: Notwendig 
sei ein leistungsfähiger ÖPNV vor allem in der 
Fläche. Auf dem Land seien die Menschen auf 
Pendelmöglichkeiten in die Ballungsgebiete an-
gewiesen, so Dr. Markus Faber (Landkreistag). 
Dort seien aber auch leistungsfähige Möglich-
keiten des Gütertransports notwendig, verwies 
er auf Zentren der industriellen Produktion im 
ländlichen Raum.

Gerade hier aber sei der ÖPNV häufig abge-
schnitten, so Schroll. Er sei eine freiwillige Aufga-
be, die die sowieso schon klammen Kommunen 
nichts kosten dürfe. Dabei stelle es sich als Prob-
lem heraus, dass die Kosten für den ÖPNV offen 
sichtbar seien, während die Kosten für den mo-
torisierten Individualverkehr in vielen kommu-
nalen Haushaltstiteln versteckt blieben. Vor die-
sem Hintergrund plädierte er dafür, den ÖPNV 
als kommunale Pflichtaufgabe zu definieren.

In der Regel sei gerade der Verkehr mit U- 
und S-Bahnen in den Städten als „Insellösung“ 

angelegt, ergänzte Lothar Ebbers (Pro Bahn e. V. 
NRW). In einigen Städten wie Düsseldorf 
existierten sogar zwei unterschiedliche Netze 
nebeneinander. Und die Misere werde größer: 
Aufgrund steigender Trassen- und Schienen-
entgelte, die an die Deutsche Bahn abzuführen 
seien, stehe weniger Geld für Investitionen zur 
Verfügung. Und über die Bahn fließe das Geld 
dann weiter an den Bund.

Leben von der Substanz

Sprach Faber noch von „Engpässen“, meinte 
Wente: „Wir leben zurzeit von der Substanz.“ 
Der Zeitwert der Anlagen sei in den letzten Jah-
ren um rund 10 Prozent zurückgegangen. Und 
angesichts der derzeitigen politischen Vorgaben 
befürchtete er einen Baustillstand für rund zehn 
Jahre, denn geplant werde wohl erst wieder 
nach dem Jahr 2019.

Dabei sei Nordrhein-Westfalen auch ei-
nes der wichtigsten Transitländer, betonte Dr. 
Norbert Reinkober (Zweckverband Nahverkehr 
Rheinland) und warnte: „Wir werden durch 
Köln bald nichts mehr durchbringen.“ Er for-
derte, die Maßnahmen in der Verkehrsinfra-
struktur an den größten Engpässen statt an den 
ärmsten Kommunen auszurichten.

Die Verkehrsinfrastruktur müsse sich 
an den Zielen der Energie- und Klimapoli-
tik ausrichten, trat demgegenüber Prof. Hei-
ner Monheim (Institut für Raumentwicklung 

raumkom) für eine Ausweitung des Blicks ein. 
Man müsse „Lawinen“ von der Straße hin zum 
öffentlichen Nahverkehr bewegen. Jener müs-
se sich daher zum „Jedermannverkehr“ entwi-
ckeln. Mit dieser Aufgabe seien aber die Städ-
te und Dörfer überfordert, die eigentlich die 
Hauptakteure der neuen Verkehrspolitik sein 
sollten. Konkrete Erweiterungsmöglichkeiten 
sah Monheim in der Reaktivierung stillgelegter 
Trassen in der Fläche. Statt Kahlschlag brauche 
man auch im ländlichen Raum Angebote mit S-
Bahn-ähnlicher Qualität.

Woher das hierfür notwendige Geld denn 
kommen solle, wollten die Abgeordneten in 
Nachfragen von den Experten wissen. Diese be-
tonten nicht nur die Verantwortung des Landes, 
sondern auch des Bundes. Gegenwärtig, so Fa-
ber, erhalte NRW vom Bund nur 15,76 Prozent 
der Regionalisierungsmittel, obwohl hier 21,8 
Prozent der Bundesbevölkerung lebten. Ziel 
müsse daher eine Gleichbehandlung mit den 
anderen Bundesländern sein. Das mache rund 
450 Millionen Euro pro Jahr aus, bezifferte 
Wente die Größenordnung. Er kritisierte auch 
die vom Bund zusätzlich bereitgestellten 5 Mil-
liarden Euro: Damit würden letztlich nur beste-
hende Projekte vor allem bei den Bundesstra-
ßen finanziert, für die Verkehrsinfrastruktur im 
ländlichen Raum hingegen bleibe wenig übrig. 
Die Länder müssten grundsätzlich die Bittstel-
lerrolle ablegen und den Ausbau der Verkehrs-
infrastruktur als nationale Aufgabe einfordern, 
verlangte Monheim.� cw
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Abgeschlossene Gesetzgebung 
Drucksache Gesetz Initiator Abstimmung im Plenum Beschluss

16/5788 Änderung des Ausführungsgesetzes zum Sprengstoffgesetz Landesregierung 2. Lesung 2.7.2014 angenommen

16/5751 Förderung kommunaler Aufwendungen für die schulische Inklusion SPD, GRÜNE 2. Lesung 3.7.2014 angenommen

16/5546 Einrichtung der Ethikkommission für Präimplantationsdiagnostik Landesregierung 2. Lesung 2.7.2014 angenommen

16/5545 Änderung des Ausführungsgesetzes zum Bundesausbildungsförderungs- 
gesetz

Landesregierung 2. Lesung 2.7.2014 angenommen

16/4950 Änderung des Landesmediengesetzes und des Telemedienzuständig-
keitsgesetzes

Landesregierung 2. Lesung 2.7.2014 
3. Lesung 3.7.2014

angenommen

16/4774 LBS Westdeutsche Landesbausparkasse Landesregierung 2. Lesung 2.7.2014 angenommen

16/4443 Aufhebung des Tariftreue- und Vergabegesetzes FDP 2. Lesung 4.7.2014 abgelehnt

16/4165 Offenlegung der Bezüge von Sparkassenführungskräften im Internet PIRATEN 2. Lesung 2.7.2014 abgelehnt

16/2723 Änderung des Bestattungsgesetzes Landesregierung 2. Lesung 2.7.2014 angenommen

16/5293 Änderung des Kinderbildungsgesetzes und weiterer Gesetze Landesregierung 2. Lesung 4.6.2014 angenommen

16/4232 Gesetz über Immobilien- und Standortgemeinschaften Landesregierung 2. Lesung 4.6.2014 angenommen

Ein Gesetzentwurf wird mindestens zweimal im Plenum behandelt (1. und 2. Lesung). Dazwischen wird er von den zuständigen Fachausschüssen 
beraten. Im Internet finden Sie unter www.landtag.nrw.de ausführlichere Informationen. 

LR = Landesregierung; Gesetzestitel zum Teil verkürzt 

Drucksache Gesetz/Initiator Federführender 
Fachausschuss

(Geplante)  
Beratungsschritte

16/6131 Änderung des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetz-
buches, CDU

Bauausschuss 1. Lesung 
4.7.2014

16/6125 12. Änderung Abgeordneten-
gesetz (Mitarbeiterpauschale), 
SPD/CDU/GRÜNE/FDP

Hauptausschuss 1. Lesung 
3.7.2014

16/6124 11. Änderung Abgeordneten-
gesetz (Nebentätigkeit),  
SPD/CDU/GRÜNE/FDP

Hauptausschuss Anhörung 
28.8.2014

16/6123 10. Änderung Abgeordneten-
gesetz (Versorgungswerk), 
SPD/CDU/GRÜNE/FDP

Hauptausschuss Anhörung 
28.8.2014

16/6095 Schwangerschaftskonflikt-
gesetz, LR

 
Familienausschuss

1. Lesung 
2.7.2014

16/6092 Finanzielle Beteiligung an 
den Kosten für die Ausbil-
dung von Altenpflegerinnen 
und Altenpflegern etc., LR

 Ausschuss für  
Arbeit, Gesund-
heit und Soziales

1. Lesung 
3.7.2014

16/6091 Änderung der Gemeinde-
ordnung, LR

Ausschuss für 
Kommunalpolitik 

1. Lesung 
3.7.2014

16/6090 Änderung des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschafts-
arbeit, LR

Ausschuss für 
Kommunalpolitik

1. Lesung 
3.7.2014

16/6089 Änderung des Landesbeam-
tengesetzes, des Justizgesetzes 
etc., LR

 
Innenausschuss

1. Lesung 
3.7.2014

16/6088 Änderung des Rettungsge-
setzes, LR

Gesundheitsaus-
schuss

1. Lesung 
2.7.2014

16/5981 Aufhebung der Verordnung 
über die Gewährung von 
Unterhaltsbeihilfen an 
Rechtsreferendare, etc., LR

Haushalts- und 
Finanzausschuss

1. Lesung 
2.7.2014

16/5774 Änderung des Archiv
gesetzes, LR

Kulturausschuss Anhörung 
28.8.2014

16/5747 Wissenschaftsgesetz NRW, 
PIRATEN

Forschungs
ausschuss

Ausschuss 
3.9.2014

Drucksache Gesetz/Initiator Federführender 
Fachausschuss

(Geplante)  
Beratungsschritte

16/5745 Änderung des Abgeordne­
tengesetzes, PIRATEN

Hauptausschuss Anhörung 
28.8.2014

16/5743 Abschaffung der Quoren bei 
Bürgerentscheiden, PIRATEN

Ausschuss für 
Kommunalpolitik

Anhörung 
beschlossen

16/5474 Partizipation auf Kommu­
nalebene, PIRATEN

Ausschuss für 
Kommunalpolitik

Anhörung
beschlossen

16/5413 Vollzug der Freiheitsstrafe, 
Jugendstrafvollzugsgesetz, LR

Rechtsausschuss Ausschuss 
3.9.2014

16/5412 Änderung des Krankenhaus­
gestaltungsgesetzes , LR

Gesundheits­
ausschuss

Anhörung 
27.8.2014

16/5410 Hochschulzukunftsgesetz, 
LR

Wissenschafts- 
ausschuss

Ausschuss 
3.9.2014

16/5038 Änderung des Polizei-
gesetzes, CDU

Innenausschuss Anhörung 
16.9.2014

16/4819 Ausbau des Kinderschutzes, 
CDU/FDP/PIRATEN

Sozialausschuss in Beratung

16/4824 Vorlage einer verbindlichen 
Finanzplanung bis 2020, CDU

Haushalts- und 
Finanzausschuss

in Beratung

16/4157 Änderung des Polizeiorgani­
sationsgesetzes, CDU

Innenausschuss in Beratung

16/4155 Regelung des Strafvollzuges 
in NRW, CDU

Rechtsausschuss Ausschuss 
3.9.2014

16/4151 Körperschaftsrechte für 
Religions- und Weltan­
schauungsgemeinschaften, 
alle Fraktionen

Hauptausschuss in Beratung

16/3948 Nichtgewerbliches Halten 
gefährlicher Tiere wildle­
bender Arten, PIRATEN

Umweltausschuss in Beratung

16/3388 Demografiefeste, teilhabe-
orientierte Infrastruktur 
(GEPA NRW), LR 

Sozialausschuss 2. Lesung 
1./2.10.2014

16/2124 Wiederkehrende Straßen-
ausbaubeiträge, CDU 

Ausschuss für 
Kommunalpolitik

in Beratung

16/119 Änderung der Verfassung, 
PIRATEN

Hauptausschuss in Beratung
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Zwischen Verkehrs- und Sozialpolitik
Sozialtickets sollen Mobilität fördern und Armut bekämpfen
 
1. Juli 2014 – „Die Fahrscheine bitte!“ Wer mit Bus oder Bahn fährt, hat diese freundliche Auf-
forderung wohl schon häufig gehört. Was aber, wenn der Ticketpreis für den eigenen Geldbeutel 
einfach zu hoch ist und man trotzdem fahren muss? Weil man kein eigenes Auto hat, weil das 
Einkaufszentrum zu weit weg ist, weil sich die Arbeitsstelle am anderen Ende der Stadt befindet. 
Für diese Fälle gibt es Sozialtickets. Ob und wie man dieses Instrument ausweiten kann und 
soll, darüber berieten auf Antrag der PIRATEN (Drucksache 16/5277) Fachleute im Ausschuss 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr.

Rund 38 Euro koste es regulär, wenn man aus 
dem Kreis Wesel nach Düsseldorf fahren wolle, 
um dort den Landtag zu besuchen, erläuter-
te Roman Reisch (ATTAC Niederrhein). Mit 
Blick auf solche Preise sei es notwendig, über 
Sozialtickets allen Bevölkerungsschichten die 
Möglichkeit zu geben, den Öffentlichen Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) zu nutzen. Ansonsten 
drohe ein „stetiger, schleichender, unsichtbarer 
Ausschluss von Menschen“ aus der heutigen 
Mobilitätsgesellschaft, so Heiko Holtgrave (Ins-
titut für soziale und politische Planung, Dort-
mund). Gerade ärmere Bevölkerungsschichten 

wären vom ÖPNV abhängig, verwies er auf 
die teils beträchtlichen Distanzen zwischen 
Wohnsiedlungen, Einkaufsmöglichkeiten und 
Arbeitsstätten. Nehme man noch das Problem 
der Altersarmut hinzu, könne man den Prob-
lemkreis unter dem Begriff „Mobilitätsarmut“ 
zusammenfassen.

„Armut macht immobil“, stimmte auch 
Holger Kirchhöfer (Altstadtarmenküche Düs-
seldorf) zu. Er erläuterte, dass der Regelsatz 
für Hartz-IV-Empfängerinnen und -Emp-
fänger für die Nutzung des ÖPNV monatlich 
bei 19,20  Euro liege. Dies sei deutlich weni-
ger als die 25 Euro, die selbst viele Sozialti-

ckets kosteten. Daher müsse man sich 
überlegen, ob man die 

entsprechenden 
Mittel, mit de-
nen das Land 
die Sozialti-
ckets fördere, 
nicht in sinn-
volleren Mo-

dellen einsetzen 
könne. 

Vor diesem 
Hintergrund waren 

sich die drei Fach-
leute darüber einig, 

dass die Sozialti-
ckets übertragbar sein 
müssten, und lobten 

den entsprechenden 
Ansatz des Verkehrsver-
bunds Rhein-Sieg. Um 

Mobilität herzustellen, 
müssten die Tickets im 
gesamten Verkehrsver-

bund und ohne zeitliche 
Einschränkungen gelten. 
Immerhin sei Mobilität ein 
Faktor, der helfen könne, 
Armut zu beseitigen, beton-
te Kirchhöfer. Daher regte 

Holtgrave an, die Nutzung des 
ÖPNV vollständig freizugeben 

und diesen über Steuern oder 
eine Umlage zu finanzieren. 

Ein Überdenken der in der Sozialhilfe gelten-
den bundesweiten Regelsätze hielt dagegen Dr. 
Michael Spörke (SoVD NRW) für notwendig. 
Denn das Sozialticket sei die richtige Antwort 
auf die Herausforderung, Menschen Mobilität 
zu ermöglichen. Allerdings fand auch er, dass 
dieses Instrument anders ausgestaltet werden 
sollte: Die Verkehrspolitik müsse noch stärker 
für sozialpolitische Fragen geöffnet werden.

Ausgewogenheit von Leistung  
und Einnahme

Genau dies sah Volker Wente (Verband deut-
scher Verkehrsunternehmen) anders. Die so-
zialpolitische Herausforderung anerkennend 
meinte er, das Modell des Sozialtickets solle 
nicht im Verkehrssektor, sondern im Sozial-
sektor angesiedelt werden. So könne die öf-
fentliche Hand Tickets zum regulären Preis er-
werben und diese dann zu einem angepassten, 
zielgruppenorientierten Preis an Bedürftige 
weitergeben. Dann hätte man das sozialpoli-
tische Ziel erreicht und erfülle gleichzeitig die 
Vorgabe an die Verkehrsbetriebe, Einnahmen 
zu erzielen. „Wir müssen uns zurückhalten 
bei Angeboten, die sich nicht rechnen“, meinte 
Wente. Auf jeden Fall benötigten die Verkehrs-
betriebe auch für das Angebot des Sozialtickets 
einen angemessenen Ausgleich. Hier stünden 
der festgeschriebenen Landesförderung von 
30 Millionen Euro seit Jahren steigende Fahr-
preise gegenüber.

Derzeit sei die Finanzierung des Sozialti-
ckets noch auskömmlich, aber eine Finanzie-
rungslücke bahne sich an, meinte auch José 
Luis Castrillo (Verkehrsverbund Rhein-Ruhr, 
VRR). Es sei nun einmal notwendig, eine Aus-
gewogenheit von Leistungen einerseits und 
Preisen sowie Zuschüssen andererseits zu er-
reichen.

Gute Erfahrungen mit einem Sozialticket 
habe der Zweckverband Nahverkehr Rheinland 
(NVR) gemacht, so dessen Vertreterin Anja 
Höhn. Man erreiche immerhin rund 37 Pro-
zent der Berechtigten. „Wir fahren damit gut“, 
zeigte sie sich zufrieden. Wichtig sei, die Lan-
desförderung auch über das Jahr 2015 hinaus zu 
gewährleisten.

Dieser Forderung konnte sich auch Lothar 
Ebbers (Pro Bahn NRW) anschließen. Er trat 
zudem dafür ein, die Mittel regelmäßig anzu-
passen. Es gehe schließlich um das Mobilitäts-
verhalten von Leuten mit wenig Geld. Die Ge-
fahr sei, dass Fahrgäste aus dieser Zielgruppe 
einfach wegblieben; diesem Problem müsse 
man durch Sozialtickets entgegenwirken. � cw
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+++Meldungen+++

Klimaschutzplan auf dem Prüfstand 
16.6.2014 – Über die Zwischenergebnisse einer 
Analyse zum Klimaschutzplan NRW hat sich 
der zuständige Unterausschuss informieren lassen. 
Vertreterinnen und Vertreter mehrerer wissen-
schaftlicher Institute setzten sich im Landtag 
mit der erwartbaren Nettobilanz des geplanten 
Klimaschutzplans auseinander: Wenn NRW die 
geplanten Maßnahmen umsetze, bedeute dies 
einerseits Kosten und Aufwand, auf der anderen 
Seite aber auch langfristige positive Effekte für 
Wirtschaft, Umwelt, Gesundheit oder auch Im-
portunabhängigkeit, so die Bilanz der Fachleu-
te. Positives zudem beim Thema Versorgungs-
sicherheit: Auch mit 100 Prozent 
erneuerbaren Energien lasse sich 
eine Versorgungssicherheit auf 
dem Standard von heute errei-
chen. 

Eidesformel und Immunität
16.6.2014 – In einer zweiten 
Runde hat die Verfassungskommission 
die Anhörung zum Themen-
komplex „Parlamentarismus 
und Landesregierung“ ausge-
wertet. Was ist ein Abgeordneter, 
was eine Fraktion und was eine 
Opposition? Darauf gibt die 
Verfassung bislang keine direkte 
Antwort – das möchte das Gre-
mium nun ändern. Als überholt 
bezeichneten die Kommissions-
mitglieder die Ministeranklage. 
Ob hingegen die Formel, mit 
der die Regierungsmitglieder 
vereidigt werden, anzupassen 
ist, blieb zunächst offen. Derzeit ist in der Ei-
desformel vom „Wohle des deutschen Volkes“ 
die Rede. Uneinigkeit gab es auch bei der Fra-
ge, ob die Immunität der Abgeordneten aus der 
Verfassung gestrichen werden sollte. Ebenso 
zeichnete sich umfassender Beratungsbedarf 
hinsichtlich des Quorums zur Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses ab. 

Unterrichtsausfall wieder erfassen
25.6.2014 – Im Schulausschuss hat Ministerin 
Sylvia Löhrmann angekündigt, ausgefallene 
Schulstunden bald wieder erfassen zu wollen. 
Darauf hatte sie in den vergangenen vier Jah-
ren verzichtet. Grund seien schlichtweg Diskre-
panzen zwischen den Daten des Ministeriums 
und des Landesrechnungshofs (LRH) gewesen, 
so Löhrmann. Während das Ministerium für 
das Jahr 2008/2009 mittels Stichprobe einen 
Unterrichtsausfall von 2,4 Prozent erfasst hat-
te, kam der LHR-Bericht hochgerechnet auf 

ternehmen seien wichtig für NRW. Gerade hier 
habe man – auch im Kontext europäischer Be-
stimmungen – sowohl Rechtssicherheit erzielen 
als auch Wettbewerbsfähigkeit sichern können. 
Weniger zufrieden war Duin mit den bislang 
erzielten Vereinbarungen hinsichtlich des Ei-
genstroms. Diese liefen darauf hinaus, dass für 
Eigenstrom zukünftig mindestens ein Teil der 
Ökostrom-Umlage gezahlt werden müsse. Sorge 
bereitete dem Minister wie den Abgeordneten, 
dass die Umlagebefreiung für bestehende Anla-
gen im Jahr 2017 überprüft werden soll.

Universitäten: Frauen benachteiligt
25.6.2014 – Mit „Geschlechter-
(un)gerechtigkeit an Hoch-
schulen“ ist der Gender-Report 
für das Jahr 2013 überschrie-
ben, den Dr. Beate Kortendiek 
(Netzwerk Frauen- und Ge-
schlechterforschung NRW) im 
Frauenausschuss vorgestellt hat. 
Während man bei der Zahl der 
Studierenden die Geschlechter-
parität fast erreicht habe, zeige 
sich bei den Professorinnen und 
Professoren ein eklatantes Miss-
verhältnis. Frauen hätten nur 20 
Prozent aller Professuren inne, 
an Unikliniken seien es sogar 
nur 14 Prozent. Eine wesentli-
che Ursache dafür, dass Frauen 
in ihren akademischen Karrie-
ren gebremst würden, liege an-
scheinend in der mangelnden 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, so Kortendiek. Als eine 

mögliche Konsequenz regten die Abgeordneten 
an, im entsprechenden beruflichen Werdegang 
Erziehungszeiten anzurechnen. 

Sich impfen lassen, gesund bleiben
25.6.2014 – Behinderung, Pflegebedürftigkeit 
oder gar der Tod: Dies können die Folgen ei-
ner Masernerkrankung sein. Wer sich impfen 
lässt, schützt sich und andere, machte der Tro-
pen- und Reisemediziner Dr. Burkhard Rieke 
bei einer Anhörung des Ausschusses für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales deutlich. Um den gewünsch-
ten allgemeinen Schutz zu erreichen, werde 
auch von der Weltgesundheitsorganisation 
eine Impfung von 95 Prozent der Bevölkerung 
empfohlen, so Dr. Ute Teichert (Öffentlicher 
Gesundheitsdienst). „Masern und ihre Folgen 
sind die Konsequenz einer Fehlentscheidung: 
der Verweigerung von Impfungen“, betonte 
Rieke. Dieser Aussage schlossen sich alle gela-
denen Fachleute an.

4,8 Prozent. Die Hälfte der Ausfälle gründe auf 
einer schlechten Organisation an den Schulen, 
so LRH-Präsidentin Dr. Brigitte Mandt. Sie 
forderte daher eine umfassende Ausfallstatis-
tik. Prof. Dr. Gabriele Bellenberg von der Uni 
Bochum ging jedoch nicht davon aus, dass eine 
solche Statistikpflicht tatsächlich zu weniger 
Ausfällen führen werde. 

Regierungsviertel ohne Mehrkosten
26.6.2014 – Ohne ambitionierte Neubauten 
wie auch deutliche Mehrkosten will die Lan-
desregierung mit Blick auf das geplante Re-
gierungsviertel am Düsseldorfer Rheinufer 

auskommen. Dies erläuterte im Hauptausschuss 
der Chef der Staatskanzlei, Franz-Josef Lersch-
Mense. Es entspreche auch dem Ziel der Haus-
haltskonsolidierung. SPD, GRÜNE und FDP 
begrüßten das Vorhaben, wobei letztere die 
angekündigte Kostenneutralität infrage stellte. 
Die CDU bezweifelte, dass die Kosten einge-
halten werden könnten, und verwies in diesem 
Zusammenhang auf den entsprechenden Par-
lamentarischen Untersuchungsausschuss I der 
vorhergehenden Wahlperiode.

EEG: Mehr Licht als Schatten?
25.6.2014 – Zufrieden zeigte sich Wirtschafts-
minister Garrelt Duin (SPD) im Wirtschaftsaus-
schuss mit Blick auf zwei Ergebnisse, die bei 
den Verhandlungen über das neue Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG) erzielt wurden: 
Die Förderung des Ausbaus der erneuerba-
ren Energien insgesamt sowie die besonderen 
Ausgleichsregelungen für energieintensive Un-

Illustration: Peter Flock
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des geplanten neuen Gesetzes. Für Studierende 
sah er die vorgesehene Möglichkeit eines Teil-
zeitstudiums als Verbesserung an. Sie müssten 
darüber hinaus das Recht erhalten, nach einer 
erfolgreich absolvierten Bachelor-Prüfung ein 
Master-Studium beginnen zu können, forderte 
Meyer-Lauber. Vor allem müssten Universitä-
ten den Studentinnen und Studenten nicht nur 
wissenschaftliche Inhalte und Berufsqualifikati-
onen vermitteln, sondern sie auch zu Bürgerin-
nen und Bürgern ausbilden. Von daher komme 
der inneren Demokratie an der Hochschule 
eine besondere Bedeutung zu.

„Was ist schlecht daran, wenn es Regeln für 
gute Beschäftigung gibt, wenn die Rechte der 
Beschäftigten gestärkt werden?“, fragte gleich-
falls Klaus Böhme (Landespersonalrätekonfe-
renz der Hochschulen). Allerdings müsse dieser 
Aspekt in der kommenden Hochschulgesetzno-
velle weiter konkretisiert werden, forderte Ber-
nadette Stolle (Landepersonalrätekonferenz). 
Ebenso wie Sonja Lohf vom Landes-Asten-Tref-
fen NRW forderte sie weitergehende Schritte 
hinsichtlich der Beteiligungsmöglichkeiten des 
wissenschaftlichen Personals in der akademi-
schen Selbstverwaltung. 

Hochschulrat – Senat

Eine weitere Diskussionsrunde behandelte ins-
besondere die Zusammensetzung und Aufga-
ben des Hochschulrates sowie dessen Verhältnis 
zum Senat. So sprach sich Ralf Richter (Hans-

„Warum vertrauen Sie Ihren Hochschulen 
nicht?“: Diese Frage von Prof. Dr. Dieter Lenzen 
(Hochschulrektorenkonferenz) fasste ein zent-
rales Kritikelement der Fachleute mit Blick auf 
das vorgesehene Hochschulzukunftsgesetz (Drs. 
16/5410) zusammen. Sie befürchten eine Ein-
schränkung der Autonomie der Hochschulen. 

Kernpunkt der Kritik: Die Regierung schaf-
fe sich die Möglichkeit, über Rahmenvorgaben 
in die Hochschulen einzugreifen, so Heinz-
Joachim Henkemeier (Arbeitsgemeinschaft 
der Kanzler der Fachhochschulen). Sie könne 
zukünftig Rahmenvorgaben formulieren und 
auch durchsetzen. Dies bedeute die Möglichkeit 
zur Detailsteuerung, nehme Flexibilität und 
führe zu mehr Bürokratie, so Prof. Dr. Ursula 
Gather (Landesrektorenkonferenz der Univer-
sitäten). Aus ihrer Sicht drohe durch die fakti-
sche Rücknahme der Hochschulautonomie eine 
Schwächung der Wettbewerbs- und Innovati-
onskraft der nordrhein-westfälischen Wissen-
schaftslandschaft. 

Durch die geplante Stärkung der ministeri-
ellen Einflussmöglichkeiten zeige sich ein Geist 
des Misstrauens gegenüber den Hochschulen, 
befürchtete ebenso Prof. Dr. Martin Sternberg 
(Landesrektorenkonferenz der Fachhochschu-
len). Und auch der vorgesehene Landeshoch-
schulentwicklungsplan gehöre nicht ins Minis-
terium, sondern ins Parlament, unterstrich Dr. 
Annette Fugmann-Heesing (Hochschulratsvor-
sitzende der Universitäten).

Prof. Kurt Mehnert (Landesrektorenkonfe-
renz der Kunst- und Musikhochschulen) bemän-
gelte, die Betroffenen seien bei der Erarbeitung 
des Gesetzes nicht einbezogen worden. Der jetzt 
vorliegende Gesetzentwurf sei ein gravierender 
Eingriff an der Realität vorbei, so sein Fazit. 

Soziale Aspekte

Die negativen Folgen der gegenwärtigen Fle-
xibilität hätten die Beschäftigten zu tragen, 
zeigte dagegen Andreas Meyer-Lauber (DGB) 
einen anderen Aspekt der Debatte auf. Dies 
zeige sich in gravierenden Mängeln bei den Be-
schäftigungsbedingungen, die aus seiner Sicht 
nur durch staatliche Rahmenvorgaben abge-
stellt werden könnten, begrüßte er den Ansatz 

Böckler-Stiftung) dafür aus, die Hochschulräte 
erstens weniger wirtschaftsbezogen zu besetzen 
und ihnen zweitens nur eine beratende Rolle zu 
geben. Gerade die Verbindung zur Wirtschaft 
sei die Stärke der Hochschulräte, meinte dage-
gen Michael F. Bayer (Industrie- und Handels-
kammer NRW). 

In ihrer heutigen Rolle seien die Hoch-
schulräte verfassungsrechtlich hoch problema-
tisch, wandte Prof. Dr. Thomas Stelzer-Rothe 
(Hochschullehrerbund) ein. Gleiches sah Tors-
ten Bultmann (Bund demokratischer Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler) mit Blick 
auf die Kombination von Hochschulrat und 
Hochschulleitung. Er unterstützte ebenso wie 
Prof. Dr. Heinz-J. Bontrup (Westfälische Hoch-
schule Recklinghausen) die vorgesehene Stär-
kung des Senats. Um ein attraktives Gremium 
zu bleiben, müsse ein Hochschulrat aber doch 
echte Kompetenzen behalten, hielt Horst-Wer-
ner Maier-Hunke (Landesvereinigung der Un-
ternehmensverbände) dagegen. � cw

Umstrittene Koordinierung
Expertenanhörung zum geplanten Hochschulzukunftsgesetz
 
18. Juni 2014 – 680.000 Studierende sind derzeit an den Hochschulen in NRW eingeschrieben. Um sie, ihre Studienbedingungen, die Handlungs-
spielräume der Hochschulen sowie den Grad der Landesplanung geht es im geplanten Hochschulzukunftsgesetz der Regierung. In einer Anhörung 
von Wissenschafts- und Frauenausschuss wurde der Entwurf vor allem in puncto Steuerungsmechanismen kritisiert und in puncto Sozialschutz 
begrüßt. Den Fachleuten lag des Weiteren der Entwurf eines Wissenschaftsgesetzes der PIRATEN-Fraktion vor.

Foto: Schälte
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Aufatmen und noch ein paar  
Änderungswünsche
Anhörung zum Kompromiss über die Kosten der Inklusion
 
25. Juni 2014 – Über Monate hinweg wurde über die Kostenverteilung bei der schulischen In-
klusion gestritten. Die erzielte Einigung zwischen Landesregierung und Kommunen soll nun 
in ein Gesetz (Drs. 16/5751) gegossen werden (siehe Bericht auf Seite 7). In einer gemeinsamen 
Sachverständigenanhörung der Ausschüsse für Schulen und Weiterbildung sowie für Kommu-
nalpolitik war die Erleichterung groß, einen Kompromiss gefunden zu haben. Die ganz große 
Euphorie brach dennoch nicht aus – noch immer wird Änderungsbedarf angemeldet.

der Zuweisung der Mittel das Wohnortprinzip 
gelten – und nicht der Standort der Schule.

Norbert Killewald, Beauftragter der Lan-
desregierung für die Belange der Menschen 
mit Behinderung, sagte mit Blick auf die Dis-
kussionen der vergangenen Monate, dass diese 
der Inklusion in Nordrhein-Westfalen gescha-
det hätten. In den kommenden Jahren sei nun 
die spannende Frage, ob das vereinbarte Geld 
ausreiche oder zu wenig sei. Unzufrieden äu-
ßerte sich Bernd Kochanek vom Inklusions-
fachverband „Gemeinsam Leben, Gemeinsam 
Lernen“. „Wir vermissen sehr deutlich, dass auf 
eine Zweckbindung der Mittel verwiesen wird“, 
sagte er. Das Gesetz solle offensichtlich keinerlei 
Mechanismen enthalten, die sicherstellten, dass 
das Geld des Landes auch wirklich den Kindern 
in der Inklusion zugute komme. So müsse be-
fürchtet werden, dass die Mittel in längst über-
fällige Sanierungsarbeiten flössen. Obendrein 
sei es nicht gelungen, eine stimmige Bedarfs-
aufstellung zusammenzutragen.

„Bundesweit richtungsweisend“

Dass es nun endlich einen zustimmungsfä-
higen Gesetzentwurf gibt, wurde seitens der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) begrüßt. Positiv hervorzuheben sei 
die beabsichtigte jährliche Evaluierung, sagte 
die GEW-Vorsitzende Dorothea Schäfer. Es sei 
aber wünschenswert, diese auch auf den Lehr-
stellenbedarf auszuweiten. Lobende Worte 
fand Dr. Alexandra Schwarz vom Wuppertaler 
Institut für bildungsökonomische Forschung. 
Der Gesetzentwurf könne als „bundesweit rich-
tungsweisend“ angesehen werden, da Nord-
rhein-Westfalen als erstes Bundesland eine 
systematische Evaluierung kommunaler Auf-
wendungen vorlege. Die Prüfung sei ein zent-
raler Punkt, aber auch eine methodische und 
technische Herausforderung.� Christian Wolf

Mit dem Entwurf zum „Gesetz zur Förderung 
kommunaler Aufwendungen für die schulische 
Inklusion“ (Drs. 16/5751) der Fraktionen von 
SPD und Grünen sollen finanzielle Aufwen-
dungen geregelt werden, die den Kommunen 
bei der Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention in den Schulen entstehen. Das Land 
übernimmt für die kommenden fünf Schuljah-
re Inklusionskosten in Höhe von 175 Millionen 
Euro. Dieser Anteil soll auf Drängen der Kom-
munen jährlich überprüft werden.

Die Vertreter der kommunalen Spitzenver-
bände zeigten sich zufrieden, nach langem Rin-
gen eine Einigung gefunden zu haben. Prof. Dr. 
Angela Faber vom Städtetag Nordrhein-Westfa-
len sprach von einer „pragmatischen Lösung im 
Interesse einer fortschreitenden Umsetzung der 
Inklusion“. Mit Blick auf die Zukunft appellier-
te sie aber auch an die Landesregierung: „Wir 
tun dies in der Hoffnung, dass in zukünftigen 
Gesetzgebungsverfahren der Landesregierung 
zeitgleich mit der Übertragung bzw. Verände-
rungen von Aufgaben eine Abschätzung der Fol-
gekosten und ein Belastungsausgleich erfolgt.“ 
Dies entspreche dem verfassungsrechtlichen 
Konnexitätsprinzip. Bei der Überprüfung des 
nun vorliegenden Gesetzes wolle man „kons- 
truktiv“ mitarbeiten.

Einige Kritikpunkte führte Claus Hamacher 
vom Städte- und Gemeindebund Nordrhein-
Westfalen an. So bemängelte er, dass der fi-
nanzielle Ausgleich laut Gesetzentwurf nur für 
Sachkosten vorgesehen ist. Dadurch werde die 
gemeinsame Vereinbarung eingeschränkt, in 
der auf die Schulträgeraufgaben in Gänze ver-
wiesen werde. Diese setzten sich aus Sach- und 
Personalkosten zusammen. Weiterer Kritik-
punkt: Der Entwurf erwecke den Eindruck, die 
kommunalen Spitzenverbände  seien für die 
Evaluierung zuständig. Zwischen einer Mitwir-
kungspflicht und einer alleinigen Datenliefe-
rungspflicht bestünden allerdings Unterschie-
de. Unter das Konnexitätsprinzip falle auch, 
dass die Erstellung der Kostenfolgeabschätzung 
Aufgabe des Landes sei. Unzufrieden sei man 
ebenso damit, dass das Gesetz mit einer Be-
schränkung auf die Primarstufe sowie die Se-
kundarstufe I versehen werde. Dafür sei kein 
Sachgrund erkennbar, sagte Hamacher. Es sei 
kein gangbarer Weg, darauf vertrauen zu müs-
sen, dass das Gesetz künftig um Regelungen für 
die Sekundarstufe II ergänzt werde. Ähnlich äu-
ßerte sich Désirée Geisler vom Amt für Schulen 
und Kultur beim Kreis Mettmann. Ihre Forde-
rung: Alle Schüler der Sekundarstufe II müss-
ten Berücksichtigung finden. Zudem solle bei 

Ausschüsse

Richtig rund …
… ging es Ende Juni wieder beim NRW-Tag in Bielefeld. Unter dem Motto „Stadt.Land.
Feier“ waren rund 250.000 Menschen auf den Beinen, viele von ihnen schauten beim 
Landtags-Zelt vorbei. Dort konnten sie nicht nur am Glücksrad drehen, sondern auch 

erfahren, wie das Parlament funktioniert und der Petitionsausschuss bei Är-
ger mit Behörden weiterhilft. Auf einer Bühne standen Landtagspräsidentin 
Carina Gödecke sowie Abgeordnete aller Fraktionen Rede und Antwort. Wer 
wollte, konnte die Politikerinnen und Politikern aber auch persönlich mit Fra-
gen löchern. Ungeschlagener „Kassenknüller“ beim nunmehr neunten NRW-
Tag war wiederholt der Landtags-Einkaufschip mit individueller Gravur. Die 
nächste Chance auf den legendären Chip gibt es dann in zwei Jahren – beim 
nächsten NRW-Tag.� Fotos: Landtag
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Landesbezirks NRW, dass es keine fundierte 
Berechnung des Stellenbedarfs gebe. Diese sei 
aber dringend notwendig, um das Gesetz um-
zusetzen. Auch seien bauliche und organisato-
rische Veränderungen notwendig, wenn unter 
anderem die Besuchszeiten sowie sozialthera-
peutischen Behandlungen ausgeweitet würden. 
Durch positive Effekte des demografischen 
Wandels könne der „erhebliche Mehrbedarf“ 
nicht kompensiert werden, sagte Eickmeyer.

Auch Uwe Nelle-Cornelsen vom Bund der 
Strafvollzugsbediensteten merkte an, dass der 
Gesetzentwurf „personalintensiv“ sei und es 
zusätzlicher räumlicher und finanzieller Res-
sourcen bedürfe. „Wichtig ist, dass die Mit-
arbeiter mitgenommen werden, weil sie es 
umsetzen müssen“, sagte er. Schon jetzt sei die 
Personalausstattung nicht annährend bedarfs-

Mit ihrem Gesetzentwurf (Drs. 16/5413) will 
die Landesregierung den Anforderungen ei-
nes modernen Strafvollzugs gerecht werden. 
Im Vordergrund soll dabei der Gedanke eines 
„aktivierenden Strafvollzuges“ stehen, „der auf 
der Grundlage einer sorgfältigen Diagnostik 
eine auf individuell zugeschnittene Behandlung 
und Motivierung gerichtete Vollzugsplanung 
vorsieht und den Grundsatz des ,Forderns und 
Förderns‘ in den Mittelpunkt stellt“. Dabei sol-
len vollzugsbegleitende und nachsorgende An-
gebote zwecks späterer sozialer Eingliederung 
verzahnt werden. 

Abseits der einhelligen Befürwortung des 
Entwurfs führten die Sachverständigen zahl-
reiche Punkte an, die aus ihrer Sicht verbessert 
werden müssten. So kritisierte Katrin Eick-
meyer von der Fachgruppe Justiz des Verdi-

gerecht. Das Gesetz bringe hingegen noch einen 
zusätzlichen Stellenbedarf mit sich. Es sei zu 
befürchten, dass die Überstunden zunähmen. 
Aus Sicht der Beamten erscheine es zudem pro-
blematisch, dass in dem Entwurf oftmals sehr 
detaillierte Vorgaben für die Arbeit in der Praxis 
gemacht würden. Unbestimmte Rechtsbegriffe 
gäben bei strittigen Fragen obendrein Grund zu 
Diskussionen.

Eine eindeutige Beurteilung gab der Bre-
mer Rechtswissenschaftler Prof. Dr. Johannes 
Feest ab: „Der Mut zu größeren normativen 
Änderungen hat offenbar gefehlt.“ So bleibe 
der Gebrauch von Schusswaffen ebenso erlaubt 
wie der Arrest als Disziplinarmaßnahme. Auch 
sei zu kritisieren, dass an der Zehnjahresfrist 
vor der erstmaligen Beurlaubung lebensläng-
lich Inhaftierter festgehalten werde. Ein Schritt 
zurück sei sogar das Wegfallen der regelmäßi-
gen Sprechstunden der Anstaltsleitung. Kon-
krete Mindeststandards für die Ausgestaltung 
der Hafträume schlug der Münchner Rechts-
wissenschaftler Prof. Dr. Heinz Schöch vor. 
Dazu gehörten abgetrennte Toilettenbereiche, 
eine Raumgröße von mindestens 15 Kubikme-
tern sowie eine Belegung mit maximal drei Per-
sonen. Letzteres erfülle der Gesetzentwurf der 
CDU-Fraktion (Drs. 16/4155), der ebenfalls 
Teil der Anhörung war.

Schutz der Privatsphäre

Mit Blick auf den Schutz der Privatsphäre der 
Gefangenen führte der NRW-Datenschutzbe-
auftragte Ulrich Lepper gleich mehrere Punkte 
an, die er bemängelte. Kritisch sei unter ande-
rem, dass Ärzten und Psychologen eine Pflicht 
zur Offenbarung von Gesundheitsdaten gegen-
über der Anstaltsleitung auferlegt werde. Nicht 
nachvollziehbar sei, weshalb eine seelsorgeri-
sche Überwachung nur auf Verlangen der Seel-
sorger und nicht auch der Gefangenen ausge-
setzt werden könne. Dass Häftlinge bei einer 
Durchsuchung ihres Haftraums nicht anwesend 
sein müssen, hielt der Datenschutzbeauftragte 
ebenfalls für problematisch. „Sehr kritisch“ sei 
sogar, dass den Inhaftierten kein vollumfängli-
ches, sondern nur ein eingeschränktes Recht auf 
Auskunft und Akteneinsicht bei personenbezo-
genen Daten gewährt werde.

Vonseiten der Landesarbeitsgemeinschaft 
Gehobener Sozialdienst im Justizvollzug wur-
de die Erhöhung des Besuchskontingents und 
die Berücksichtigung des Opferschutzes posi-
tiv hervorgehoben. Als „größte Enttäuschung“ 
bezeichnete die Vorsitzende Claudia Pastoor, 
dass arbeitende Gefangene auch weiterhin nicht 
in die Sozialversicherung einbezogen würden. 
Das Festhalten an der generellen Arbeitspflicht 
kritisierte der Sachverständige Jürgen Taege. Da 
sie ohnehin nicht durchsetzbar sei und es nicht 
genug Plätze gebe, sollte die Arbeitspflicht aus-
gesetzt werden.� Christian Wolf

Mehr Förderung – mehr Personal?
Anhörung zum Strafvollzugsgesetz:  
Idee gut, Umsetzung schwierig

Ausschüsse

25. Juni 2014 – Die Landesregierung will das Strafvollzugsgesetz überarbeiten und es an die 
aktuellen Anforderungen anpassen. In einer Sachverständigenanhörung des Rechtsausschusses 
und des Ausschusses für Frauen, Gleichstellung und Emanzipation wurde der Gesetzentwurf 
grundsätzlich begrüßt. Allerdings gaben die Experten zu bedenken, dass die Umsetzung mit den 
vorhandenen Ressourcen ins Stocken gerate.

Foto: Schälte
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Nordrhein-Westfalen ist ein wichtiges 
Agrarland. Etwa die Hälfte der Fläche 
wird landwirtschaftlich genutzt, das 
wirkt sich wiederum auf Natur und 
Umwelt aus. Doch die Landwirtschaft 
ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Die 
Landwirte sorgen zwar dafür, dass wir 
gut und reichlich satt werden, aber 
die Landwirtschaft belastet Mensch 
und Natur ebenfalls und verursacht 
Schaden. Das belegen viele Untersu-
chungen. Deshalb strengen SPD und Grüne im 
Landtag NRW nun eine umfassende Bestands-
aufnahme an und stellen eine große Anfrage an 
die Landesregierung. „Wir Sozialdemokraten 
setzen uns dafür ein, dass Lebensmittel finan-
zierbar sind und nachhaltig produziert werden“, 
erklärt Frank Sundermann, Agrarexperte der 

Landwirtschaft in NRW auf dem Prüfstand
SPD-Fraktion. „Allerdings hat der 
Strukturwandel in der Landwirt-
schaft zu einer Produktion geführt, 
die eine starke Belastung der Böden, 
des Wassers, der Luft und der biolo-
gischen Vielfalt zur Folge hat.“

Durch die übermäßige Gülle-
düngung sind vor allem die Äcker 
und Wiesen am Niederrhein und im 
Münsterland extrem mit Stickstoff 
belastet. Das wiederum beeinträch-

tigt das Grundwasser. Vielfach können die von 
der EU vorgegebenen Grenzwerte nicht einge-
halten werden. „Laut Umweltbericht der Lan-
desregierung von 2013 sind rund 40 Prozent 
des Grundwassers so stark mit Nitrat belastet, 
dass dieses als Trinkwasser nur noch aufbereitet 
genutzt werden kann“, sagt Frank Sundermann 

weiter. Der intensive Einsatz von Pflanzenschutz-
mitteln führe dazu, dass die Flora verarmt und 
vielen Tierarten die Nahrungsgrundlage weitest-
gehend entzogen wird.

Frank Sundermanns Begründung für die 
Große Anfrage: „Wir wollen erfahren, wo in 
NRW zu viel Dünger und Pflanzenschutzmittel 
auf Feld und Wiese landen. Weiterhin wollen 
wir Antworten, welche Steuerungsinstrumente 
sich bewährt haben und welche künftig genutzt 
werden können. Auf diese Weise wollen wir So-
zialdemokraten eine re-
gionale und nachhaltige 
Lebensmittelprodukti-
on unterstützen, die für 
die Gesellschaft zugleich 
den höchsten Nutzen 
erzeugt.“�

Massive Kritik am rot-grünen Hochschulgesetz reißt nicht ab
national und international anerkannte Arbeit 
unserer Hochschulen in Gefahr. Kaiser: „Mit 
diesem Gesetz wird die hart erarbeitete Quali-
tät der Hochschulausbildung massiv bedroht. 
Rot-Grün nimmt fahrlässig die nachhaltige 
Schwächung unserer Universitäten und Fach-
hochschulen in Kauf.“

Rot-Grün könne jetzt noch die Notbrem-
se ziehen, fordert Kaiser. „Wenn aber SPD und 
Grüne weiterhin nach dem Motto: ‚Augen 
zu und durch‘ verfahren, dann befürchte ich 
Schlimmes für unsere derzeit noch glänzend 
dastehende Hochschullandschaft.“�

„Bürokratische Gängelung“, „Entmündigung“, 
„Geist des Misstrauens“, „planwirtschaftliche 
Vorgaben“, „Geist des autoritären Staates“ und 
„Rückfall ins 19. Jahrhundert“ – selten fiel die 
Kritik an einem Vorhaben der Landesregierung 
so drastisch aus, wie jetzt in der Anhörung zum 
rot-grünen Hochschulgesetz von den Experten 
formuliert. „Das war eine Ohrfeige für die Re-
gierung von Frau Kraft“, resümiert Klaus Kaiser, 
stellvertretender Fraktionsvorsitzender der CDU-
Landtagsfraktion. „Es ist nicht nachvollziehbar, 
warum die frühere Wissenschaftsministerin Kraft 
nicht längst eingegriffen hat und der Demontage 
unserer international anerkannten Hochschul-
landschaft durch die jetzige Wissenschaftsminis-
terin Svenja Schulze Einhalt gebietet.“

Wie die CDU-Fraktion sieht auch die 
überwiegende Zahl der befragten Experten die 

Frank Sundermann (SPD)

Foto: Schälte
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Piraten wirken! Mehr Transparenz bei der Offenlegung von Nebeneinkünften
In Kürze gibt es ein neues Abgeord-
netengesetz, welches für mehr Trans-
parenz bei der Veröffentlichung von 
Nebentätigkeiten sorgt. Die Mit-
glieder des Landtags müssen wohl 
zukünftig Einnahmen, die über ihre 
Diäten hinausgehen, ab einer Ba-
gatellgrenze (536 Euro/Monat bzw. 
6.432 Euro/Jahr) und nach einer 
festen Staffel im Internet veröffentli-
chen: Sie müssen in Stufen eingrup-
pieren, ob sie mehr als 1.000 Euro, 
2.500 Euro, 5.000 Euro, 10.000 Euro, 20.000 Euro, 
40.000€Euro usw. nebenbei verdienen.

Das ist gut, aber nicht gut genug! Seit un-
serem Einzug in den Landtag NRW vor zwei 
Jahren kämpfen wir für schärfere Transparenz-
regeln bei der Offenlegung von Nebeneinkünf-

ten. Immerhin waren wir auch die 
ersten Parlamentarier, die ihre Ne-
bentätigkeiten auf der Fraktions-
homepage veröffentlicht haben:  
www.piratenfraktion-nrw.de

Wir freuen uns zwar, dass es 
jetzt endlich, nach über zwei Jah-
ren, ein neues Abgeordnetengesetz 
mit einer breiten parlamentari-
schen Zustimmung geben wird. 
Allerdings weisen wir dabei auch 
auf das „parteitaktische Klüngel-

gedöns“ der traditionellen Fraktionen hin. Das 
Gesetz ist eindeutig keine Initiative von Rot, 
Grün, Schwarz und Gelb – er zielt deutlich da-
rauf ab, unseren Gesetzentwurf aus Mai 2014 
aufzunehmen, abzuschwächen und zu verwäs-
sern. Darin fordern wir eine echte Transparenz 

der Nebentätigkeiten durch die centgenaue Ver-
öffentlichung aller Nebeneinkünfte sowie die 
Veröffentlichung ehrenamtlicher Tätigkeiten 
und des zeitlichen Aufwands. Denn die oben 
erwähnte Stufenregelung ist zu ungenau und 
auch ein ehrenamtliches Engagement kann das 
Mandat beeinflussen! Wir bestehen darauf, dass 
etwaige Abhängigkeiten von Politikern trans-
parent werden. Nur so kann das Vertrauen der 
Bürger in die Politik gestärkt werden.

Auch wenn uns das künftige Gesetz nicht 
weit genug geht, so zeigt es dennoch: Piraten 
wirken und sorgen bei den anderen Fraktionen 
für Zugzwang in puncto Transparenz.�

Foto: 2.0 DeclanTM

Michele Marsching (PIRATEN)

Land an. Die große Koalition in Berlin gebe das 
Geld jedoch mit vollen Händen aus. „Die Me-
thode Kamelle funktioniert im Karneval, aber 
damit darf unser Land nicht regiert werden“, 

700 Gäste beim traditionellen Sommerfest 
Die FDP-Landtagsfraktion hat ihr traditionelles 
Sommerfest im Düsseldorfer Landtag gefeiert. 
Fraktionschef Christian Lindner betonte vor 
rund 700 Gästen den Wert der Freiheit. Am 
Tag des Sommerfests, dem 17. 
Juni, jährte sich der Aufstand 
in der DDR zum 61. Mal, er-
innerte Lindner. Doch auch 
im 21. Jahrhundert würde die 
Freiheit immer wieder her-
ausgefordert – von internati-
onalen Konzernen wie Google 
ebenso wie von Besserwissern. 
„Wir müssen die Freiheit ge-
meinsam verteidigen.“ 

Der Fraktionsvorsitzen-
de mahnte eine solide Haus-
haltspolitik in Bund und 

betonte Lindner. Mit Blick auf die verheeren-
den Folgen des Pfingststurms in NRW unter-
strich er die „Notwendigkeit der staatlichen 
Solidargemeinschaft in Notsituationen“. Die 
FDP begrüßt, dass die Landesregierung den be-
troffenen Kommunen Hilfe zugesagt hat. Den 
Worten müssten aber auch Taten folgen. Un-
ter den Gästen der FDP-Fraktion waren auch 
Vertreter von Feuerwehr- und Polizeigewerk-
schaften. Ihnen dankte Lindner – stellvertre-
tend für alle Einsatz- und Hilfskräfte – für den 
unermüdlichen Einsatz bei der Beseitigung der 
verheerenden Sturmschäden.�

Die Grüne Landtagsfraktion NRW war mit 
einem Stand auf der »Landes.Meile« vor Ort. 
Abgeordnete diskutierten mit den Besuche-
rinnen und Besuchern über alle Themen, die 
ihnen wichtig waren und bei denen der Schuh 
drückt. Für die Kleinen gab es als Überraschung 
ein Tattoo in Form eines Grün-Schnabels, eines 
Pinguins mit grünem Schnabel und Sonnen-
brille. Sigrid Beer, Parlamentarische Geschäfts-
führerin, und die Abgeordneten klebten ihn 
vielen kleinen Gästen auf den Arm und blickten 
in strahlende Gesichter.

Außerdem haben viele Besucherinnen und 
Besucher an unserem Glücksrad gedreht: Die 
Gewinnerinnen und Gewinner konnten sich 
über Preise wie unsere Seedbombs, Bomben 
mit Blumensamen, freuen. Nicht nur Hanne-
lore Kraft hofft, dadurch das Land ein Stück  

Trotz einiger Regenschauer war der diesjährige 
NRW-Tag in Bielefeld sehr gut besucht: Tausen-
de zogen durch die Stadt, um sich das Bühnen-
programm anzusehen und sich über den Land-
tag und seine Fraktionen zu informieren.

So grün war der NRW-Tag in Bielefeld
grüner zu machen (Foto).
Am Ende des NRW-Tages 
war die Stadt bevölkert 
mit Menschen, die grüne 
Klimaretter-Stofftaschen 
am Arm trugen. Diese 
Beutel gibt es in der Va-
riante für Männer mit 
dem „Klimaretter“ und 
für Frauen mit der „Kli-
maretterin“. Schon das 
sorgte für gute Laune.�
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Forum

botschaft ohne solche Senderechte für zu wenig 
präsent hielten und deshalb daran festhalten 
wollten, forderten andere ein Recht auf Teilha-
be für alle. Zweitens ging es um Feiertage. Der 
vortragende Wissenschaftler hielt einen musli-
mischen Feiertag angesichts von 1,5 Millionen 
muslimisch Gläubigen in NRW für möglich.

Die Vielzahl von konfessionellen Grund-
schulen, nämlich ein Drittel aller Grundschulen 
in NRW und größtenteils katholisch, themati-
sierte das Forum 4. Obwohl nur etwa die Hälfte 
der Kinder der Konfession angehörten, seien die 
Schulen sehr beliebt. Somit sei zu fragen, was 
Eltern zur Anmeldung bewege – vielleicht die 
Wertevermittlung? Die Zahl der Bekenntnis-
grundschulen werde sich verringern, vermutete 

Dass das Symposium im Herzen der nordrhein-
westfälischen Demokratie stattfinde, zeige, so 
Ministerpräsidentin Hannelore Kraft, das gute Verhältnis 
von Kirche und Staat in NRW. Trotzdem gelte es, 
dieses Verhältnis immer wieder neu zu justieren.

Und so diskutierten rund 300 hochrangige 
Gäste aus Kirche, Politik, Wissenschaft, Verwal-
tung und Medien einen ganzen Tag lang ver-
schiedenste Aspekte der Schnittstellen zwischen 
Kirche und Staat, konkret dem Land NRW.

Sechs Foren dienten dazu, dies mittels wis-
senschaftlicher Impulse und politischer State-
ments vertieft zu erörtern. In einem dieser Foren  
ging es ums Geld, zum Beispiel um die Kirchen-
steuer. Perspektivisch sahen hier die Diskutan-
ten der Runde die europäische Gesetzgebung 
in der Pflicht. Ebenso ging es um staatliche Zu-
schüsse an die Kirchen. So gab es den Vorschlag, 
Staatsleistungen einzustellen und die Kirchen 
im Gegenzug eine Zeit lang steuerfrei zu stellen 
– wozu aber keine Steuer geeignet sei.

Forum 2 beschäftigte sich mit dem kirch-
lichen Arbeitsrecht: Muss der Chefarzt einer 
katholischen Klinik wirklich seinen Posten räu-
men, wenn er sich scheiden lässt? Eine Mehrheit 
hielt solches Loyalitätsverlangen seitens kirch-
licher Arbeitgeber für überzogen. Die Runde 
sah Reformbedarf, der aber nicht staatlich ver-
ordnet werden, sondern aus der Kirche selbst 
entstehen solle. Auch Gewerkschaften müssten 
besser einbezogen werden.

Die christlichen Kirchen und jüdischen Ge-
meinden haben, anders als andere Religionsge-
meinschaften, feste Sendezeiten bei öffentlich-
rechtlichen Fernseh- und Radiosendern. Über 
dieses Privileg diskutierte ein drittes Forum im 
Landtag. Während einige die kirchliche Kern-

die Mehrheit der Diskutanten. Auch ein Drittel 
der Kitas werde von der Kirche betrieben und 
die Nachfrage steige. Wie aber gehe eine christ-
liche Kita damit um, wenn die Mehrzahl der 
Kinder einen anderen Glauben habe?

Konfessionelle Kliniken

Forum 5 des Symposiums befasste sich mit der 
Bedeutung der Kirche für Krankenhäuser und 
Pflege. So stand die Frage im Raum, ob die 
vielen konfessionellen Kliniken in NRW einen 
Mehrwert hätten. Viele Teilnehmende hielten 
sie für sinnvoll, andere fragten nach dem dor-
tigen medizinischen Umgang mit Schwanger-
schaftsabbrüchen oder Organtransplantatio-
nen. Mit dem Thema Pflege, stellte das Forum 
fest, befasse sich die Gesellschaft insgesamt zu 
wenig. Chancen sahen einige in der christlichen 
Wertevermittlung. Auf jeden Fall sei die oft 
empfundene Mauer zwischen stationärer und 
ambulanter Pflege einzureißen.

Auch die Kirchen als Kulturträger waren ein 
Thema. Schließlich habe die Kirche einen Öf-
fentlichkeitsauftrag, und viele Menschen fänden 
über die Kultur in die Kirche. Gefordert wurde 
ein Minimum an staatlicher Förderung für offe-
ne Häuser. Auch unabhängig von der religiösen 
Praxis seien die Gebäude wertvoll. Ein bloßes 
Raumvermietungsprogramm löste allerdings 
Sorge vor Beliebigkeit aus. Der Denkmalschutz 
für Kirchengebäude bleibe eine moralische und 
zugleich herausfordernde Aufgabe. Ob sich eine 
staatliche Mindestförderung aus der Verfassung 
ableiten lasse, blieb offen.

Abschließend stellte der CDU-Fraktions-
vorsitzende Armin Laschet fest, dass der Staat gar 
nicht all das leisten könne, was die Kirche schul-
tere. Und eine multireligiöse Gesellschaft in 
NRW fordere eher noch dazu heraus, Religion 
im öffentlichen Raum zuzulassen – anstatt sie 
zu verdrängen.� sow

Denkanstöße im Spannungsfeld
Überkonfessionelles Symposium im Landtag NRW

 
16. Juni 2014 – Bekenntnisgrundschulen, kirchliches Arbeitsrecht, konfessionelle Kitas, Kran-
kenhäuser und Pflegeheime, nicht zuletzt die Kirchensteuer – so ganz lassen sich Kirche und 
Staat nicht trennen. Um nicht nur in Hörsälen darüber zu sprechen, wollten die beiden christ-
lichen Kirchen in NRW die Diskussionen in die Öffentlichkeit tragen. Dafür sei der Landtag ge-
nau der richtige Ort, meinte Landtagsvizepräsident Eckhard Uhlenberg (CDU). Schließlich sei 
er das Haus der Bürgerinnen und Bürger – und damit auch der über 12 Millionen Christinnen 
und Christen in NRW.

Landtagsvizepräsident Eckhard Uhlenberg (Foto links) begrüßte die Vertreterinnen und Vertreter der Kirchen im Landtag. Er hob 
die Bedeutung von Religion und Glaube für die Vermittlung von Orientierung und Überzeugung hervor. Christen hätten nicht 
nur das Recht, sondern auch die Pflicht, sich am politischen Leben zu beteiligen. Der Rückzug aus dem gesellschaftlichen 
Leben sei der falsche Weg.� Fotos: Schälte

Bitte klicken Sie hier, um zu den Dokumenten zu gelangen!
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Fulminante Aufholjagd
 
Ministerpräsidentin Hannelore Kraft und Land-
tagspräsidentin Carina Gödecke ließen es sich 
nicht nehmen, die beiden Mannschaften der 
Landtage NRW und Niedersachsen persönlich 
zu begrüßen, die am Rande des NRW-Tags in 
Bielefeld aufeinandertrafen. Die Wichtigkeit des 
Spiels wurde unterstrichen durch den Besuch des 
FCL-Präsidenten Günter Langen in der Kabine 
der Heimmannschaft, die sonst die Profis der Ar-
minia für sich haben. Dann ging es gegen eine 
wesentlich jüngere Elf der Niedersachsen los. Der 
FCL musste sich erst noch finden und lag prompt 
nach wenigen Minuten mit 0:4 im Hintertreffen. 

Die Abwehr um Daniel Sieveke, Jürgen, Den-
nis und Bernd Heimfarth fand jedoch mehr Zu-
griff zum Gegner. Im Mittelfeld zogen Johannes 
und Edi Surovcak die Fäden, Herbert Goldmann 
und Walter Kern beackerten die Außenbah-
nen und schon stellten sich die ersten Früchte 
ein. Nach einem schönen Solo-Lauf von Brian 
Schüttrumpf über die rechte Flanke staubte Till 
Schüttrumpf in bewährter Torjäger-Qualität 
zum 1:4 ab. Nur wenige Minuten später lupfte 
Dirk Schüttrumpf einen schönen Paß auf Stojan 
Petrov, der zum 2:4 vollendete. Dann stach Willi 
Nowack in bester Knipser-Manie zu und als der 
österreichische Alt-Internationale Werner Mayer 
zum 4:5 verkürzte, hoffte der FCL auf die Wen-
de. Nach einem Gegentor drängte der FCL weiter 
nach vorne. Einen Elfmeter im Nachschuss ver-
senkte abermals Till Schüttrumpf zum 5:6. Das 
war‘s! Ein spektakuläres und äußerst faires Spiel 
fand ein Ende. Beide Mannschaften erhielten 
Standing-Ovations. � Dirk Schüttrumpf
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Forum

Lambsdorff – Rheinländer wie er selbst – als 
seine Vorbilder bezeichnet. Die Wahrung der 
Bürgerrechte sei ein gemeinsames ganz ho-
hes Gut, ist eine Klammer, die über politische 
Detailfragen hinweg verbindet, ist ein Funda-
ment, das mit den liberalen Grundgeboten von 
Rechtsstaatlichkeit, Selbstbestimmung und 
Individualität einhergeht. „Wenn man selbst 
nicht gegängelt werden möchte, muss man sich 
dafür einsetzen, dass niemand gegängelt wird“, 
beschreibt Orth ein weiteres Hauptmotiv sei-
nes politischen Handelns. Das wird außerdem 
vom konstruktiven Willen zur Gestaltung be-
stimmt: Als Ratsmitglied in Düsseldorf habe er 
im Jahr 1999 für den Verkauf der Stadtwerke 
geworben: „Das war der erste Schritt zur Schul-
denfreiheit“, lässt der Liberale ein wenig Stolz 
über die Entscheidung in seiner Heimatstadt 
durchschimmern.

Es sind ansonsten eher die leisen Töne, 
die der dienstälteste Ausschussvorsitzende an-
schlägt. Auch politische Mitbewerber attestie-
ren ihm, neutral, fair und sachlich das Gremi-
um zu leiten. Souverän gestalte er seine Rolle 
als Vorsitzender des Rechtsausschusses, heißt es 
anerkennend. Da er der Neutralität verpflich-
tet sei, mache er deutlich, wann er seine eigene 
Meinung in die Beratungen einbringt: Gele-
gentlich setzt er sich in kontroversen Debatten 
– nach vorheriger Ankündigung – selbst auf die 
Rednerliste, um die Positionen der Liberalen zu 
betonen. „Die Übergänge sind fließend“, erläu-
tert der verheiratete Vater von zwei Kindern zu 
seiner zusätzlichen Aufgabe als innenpolitischer 
Sprecher der FDP-Landtagsfraktion. Halb-
herzigkeit ist seine Sache nicht. Beispiel: Als 
im vergangenen Jahr klar war, dass er bei der 
möglichen Wiederwahl zum Vorsitzenden des 
FDP-Bezirksverbandes Düsseldorf mit einer 
Gegenkandidatur zu rechnen hat, zog Orth sei-
ne Bewerbung zurück. „Ich hätte nicht mit der 
gleichen Kraft weitermachen können.“

Und wie geht der Liberale mit der Krise 
seiner Partei um, die sich nach dem Abschied 
aus dem Bundestag in einer Wiederaufbaupha-
se befindet? „Die Menschen werden erkennen, 
dass der Liberalismus im Bundestag fehlt“, 
glaubt der Jurist. Die Plädoyers für Datenschutz 
und Internetsicherheit verdeutlichten die kri-
tische Haltung der Liberalen gegenüber dem 
Staat und seien zugleich ein politisches Angebot 
gerade für junge Menschen. Als Ausschussvor-
sitzender hebt er auch Gemeinsamkeiten her-
vor – wie jüngst bei der Israel-Reise der Rechts-
ausschussmitglieder: „Im Ausland sind wir alle 
Nordrhein-Westfalen.“

„Auch Abgeordnete haben ein Recht auf 
Privatheit“, betont Orth. Die wenig verbleiben-
de freie Zeit füllt er übrigens mit Gartenarbeit, 
Tennis oder Skifahren.� Robert Vornholt

Portrait: Dr. Robert Orth (FDP)
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Ein Satz wie in Stein gemeißelt: „Wenn man 
Volksvertreter wird, darf man nicht aufhören, 
Teil des Volkes zu sein.“ So versteht Dr. Robert Orth 
sein Verständnis als Abgeordneter. Deshalb 
dürfe der Landtag nicht zu einer Käseglocke 
werden, sondern müsse Teil der Gesellschaft 
bleiben, betont der Liberale die Unabhängig-
keit der Mandatsausübung. Zugleich ist seine 
Einschätzung eine Werbung für eine möglichst 
breite berufliche Vielfalt der im Parlament ver-
tretenen Politikerinnen und Politiker.

Dass der 46-Jährige neben seiner Abgeord-
netentätigkeit erfolgreich als Rechtsanwalt und 
Sozius in einer Düsseldorfer Kanzlei tätig ist, 
habe direkt nichts miteinander zu tun, weist der 
Vorsitzende des Landtags-Rechtsausschusses 
mögliche Vorteile durch die Parlamentsarbeit 
von vornherein zurück. „Weniger Beruf als Be-
rufung“ ist ihm das politische Engagement, weil 
er als „zutiefst Liberaler“ die Freiheit als Lebens-
entwurf im Parlament vertreten wissen will.

Vor 28 Jahren traf Orth seine bis heute gül-
tige Grundsatzentscheidung: Im Vorfeld der 
letzten Bundestagswahl vor der deutschen Wie-
dervereinigung verglich er als damals 18-jähri-
ger Schüler die Programme der Parteien und 
kam zu dem Schluss, dass ihm das Klima, das 
der damalige CDU/CSU-Fraktionschef Alfred 
Dregger schuf, „gar nicht gefiel“. Er hatte ein-
fach kein Verständnis für das Flügeldenken des 
Christdemokraten und die damit verbundene 
einseitige Ausrichtung. „Man steht doch auf 
zwei Beinen“, befindet er fast 30 Jahre später 
nicht weniger überzeugt. Fasziniert war er da-
gegen von den Vorstellungen der FDP: „Frei-
heit ist unteilbar“, meint Orth nachdrücklich. 
Sie bestimme alle Lebensbereiche. Deshalb 
verwundert es nicht, dass Orth die FDP-Spit-
zenpolitiker Burkhard Hirsch und Otto Graf 
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	 8.7. 	Scheel, Walter FDP� 95
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	 19.7.	Schreiber, Friedrich SPD� 80 
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Verstorben 
17.6.		 Wolfram Dorn (FDP)
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Engel der Kulturen
Der Johannes-Rau-Platz vor der Villa Horion neben dem Düsseldorfer Landtag ist um ein friedvolles Symbol reicher: Im 
Juni haben dort die Künstler Gregor Merten und Carmen Dietrich mit Vertretern der drei abrahamitischen Religionen, 
Schülerinnen und Schülern, Abgeordneten des Landtags sowie zahlreichen Bürgerinnen und Bürgern im Rahmen des 
Projekts „Engel der Kulturen“ eine Intarsie verlegt. Das Bodenkunstwerk vereint in einem Kreis den Stern Davids für das 
Judentum, den Halbmond für den Islam und das Kreuz für das Christentum – in Zeiten von NSU-Prozess und weltweiten 
Konflikten zwischen den Religionen ein wichtiges Zeichen für ein friedvolles Miteinander. 

Die Aktion „Engel der Kulturen“ habe eine politische Botschaft, ohne aber ein politisches Projekt zu sein, betonte Land-
tagspräsidentin Carina Gödecke. Nach dem EU-Parlament sei der NRW-Landtag die zweite Volksvertretung, die sich am 
„Engel der Kulturen“ beteilige. Seit 2008 habe der Engel viele tausend Kilometer auf seinem Weg des Friedens durch 
deutsche und europäische Städte zurückgelegt und sei auch in Israel unterwegs gewesen. Bei der Verlegung der Intarsie 
entsteht beim Ausbrennen jeweils der Engel für die nächste Station, die das Projekt ansteuert.


